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Personalakten 
verbrannt 
Am Ende einer studentischen Vollversammlung am 4. Juni, auf 
der übel,' Aktionen gegen die Anhörungsverfahren von Bew~r­
bern um Einstellung bei der Universität diskutiert wurde, schlu­
gen einige Teilnehmer vor, beim Kanzleramt Personalakten zu 
stehlen und sie zu verbrennen. Dieser Vorschlag wurde sofort 
realisiert: Etwa 150 Studenten zogen vom Hörsaalgebäude in der 
Gräfstraße zum Kanzleramt in der Schumannstraße. Während 
eine Gruppe in das im ersten Stock liegende Zimmer des stellver­
tretenden Kanzlers eindrang, versuchte eine andere Gruppe im 
Erdgeschoß Personalakten von Wissenschaftlichen Hilfskräften, 
Tutoren und Wissenschaftlichen Mitarbeitern zu verbrennen. Als 
dies nicht gelang, verschwanden sie mit rund 680 Akten, trugen 
sie auf den Campus und verbrannten sie dort. Die sofort alar­
mierte Polizei kam zu spät zum Kanzleramt, um den Diebstahl 
verhindern zu können. 

reich, verabschiedete folgende 
Erklärung: 
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Der Universitätspräsident, Dr. 
Hans-Jürgen Krupp, kritisier­
te am nächsten Tag diese Ak­
tion in einem Flugblatt aufs 
schärfste. Er bezeichnete sie 
als "gleichermaßen dumm wie 
bösartig." Dazu -führte er aus: 
"Dumm, weil man meint, sich 
auf diese Art und Weise in 
den Besitz vertraulicher Un­
terlagen setzen zu können, bös­
artig, weil durch derartige 
Terroraktionen nur Unbetei­
ligte getroffen werden. Diese 
Aktion richtet sich unmittel­
bar gegen die Interessen der 
an der Universität tätigen Ar­
beitnehmer und der im Dien­
ste der Universität stehenden 
Wissenschaftlichen Hilfskräfte 
und Tutoren. Der zusätzliche 
Arbeitsanfall zur Rekonstruk­
tion dieser Akten bedeutet 
eine immense Mehrarbeit für 
die im Kanzleramt Tätigen. 
Diese Mehrarbeit wird mit Si­
cherheit zur Verzögerung bei 
der Bearbeitung von Personal­
angelegenheiten der Wissen­
schaftlichen Hilfskräfte und 
Tutoren führen. Unterbre­
chungen der Gehaltszahlun­
gen werden gerade die stu­
dentischen Wissenschaftlichen 
Hilfskräfte und Tutoren hart 
treffen. Ich rate dieser Perso­
nengruppe, sich wegen Über­
brückungsdarlehen an den 
AStA zu wenden. Die Univer­
sität wird darüber hinaus zur 
Einführung von Sicherheits­
rnaßnahmen gezwungen, die 
den täglichen Verwaltungsab­
lauf erschweren werden." 

"Am 4. 6. 1975 wurden ca. 680 
Akten (Tutoren, Wissenschaft­
liche Hilfskräfte, Drittmittel­
angestellte) aus dem Kanzler­
amt entwendet und verbrannt. 
Für die Betroffenen bedeutet 
das persönliche Härten von 
unbekanntem Ausmaß wie 
z. B. das Ausbleiben der ihnen 
zustehenden monatlichen Zah­
lungen, Verzögerung von Ver­
tragsabschlüssen und ande­
rem. Gleichzeitig werden da­
durch viele Mitarbeiter im 
Bereich der Universität zu­
sätzlich zu ihren laufenden 
Verpflichtungen erheblich be­
lastet, da die Personalakten 
rekonstruiert werden müssen. 
Der Personalrat verurteilt 
aufs schärfste diese Aktion." 
Der Hessische Kultusminister 
Hans Krollmann bezeichnete 
die Aktenverbrennung als 
"kriminelle Aktion". Wer sol­
che Vorgänge entschuldige, 
der verkenne offenbar "die 
zutiefst antidemokratische 
Einstellung solcher Komman­
doun ternehmen". Gänzlich 
unverständlich sei ihm in die­
sem Zusammenhang eine Er­
klärung des AStA, in der 
Verständnis für die Aktenver­
brennung zum Ausdruck kom­
me. 

Nachdem jahrelang von der zweiten Mensa die Rede war, wurde nun ein erster sichtbarer Schritt 
getan: der Campus wurde durch einen Bauzaun halbiert, die Baugrube wird ausgehoben. Demnächst 
muß die Baustelle so abgesichert werden, daß auch die Parkplätze auf der ehemaligen Jügelstraße 
und vor der Mensa verschwinden; Die Bauzeit wird etwa dreieinhalb Jahre betragen. Foto: Heisig 

Krupp beschuldigte in seinem 
Flugblatt die Sozialistische 
Hochschulinitiative (SHI), die 
zusammen mit der Juso-Hoch­
schulgruppe den AStA bildet, 
für diese Gewaltaktion mit­
verantwortlich zu sein. Ferner 
forderte er die Juso-Hoch­
schulgruppe auf, sich öffent­
lich davon zu distanzieren. 
Dies unterblieb allerdings. Le­
diglich die stell vertretende 
AStA-Vorsitzende Birgit Wil­
lige, die einem Minderheiten­
flügel der Jusos angehört, trat 
wegen der Aktenverbrennung, 
die sie als blinden Aktionismus 
bezeichnete, von ihrem Amt 
zurück. 

Scharf verurteilt wurde je­
doch die Aktenverbrennung, 
für die sich im nachhinein 
der KSB (Kommunistischer 
Studentenbund) verantwortlich 
bezeichnete, von den Bedien­
steten der Universität sowie 
von Politikern. Der Personal­
rat der Universität, Kernbe-

Die gleichen Leute, die sich 
zuvor in der Protestversamm-

lung gegen die Bemühungen 
der Landesregierung und der 
Universitätsleitung, die Frei­
heit von Lehre und Forschung 

, durch ein demokratisches 
überprüfungsverfahren zu si­
chern, zu Wort gemeldet hät­
ten, entpuppten sich nach 
Krollmann kurze Zeit später 
als "fanatisierte Vandalen" . 
Wer stets die "Verteidigung 
demokratischer Rechte" und 
den Kampf gegen "Berufsver­
bote für , Demokratie" im 
Munde führe, verliere jede 
Glaubwürdigkeit, wenn er 
sich nicht klar und deutlich 
von solchen Ausschreitungen 
distanziere. 
Die Aktenverbrennung war 
mit ausschlaggebend dafür, 
daß der Präsident es ablehnte, 
einen Hörsaal für eine am 6. 
,Juni geplante Veranstaltung 
mit dem Titel: "Stuttgart­
Stammheim : N euer Faschis­
mus oder bürgerlicher Rechts­
staat?" zu genehmigen. Er be-

Einschreibung und Rückmeldung 
Die Fristen für die Immatrikulation und die Rückmeldung 
zum Wintersemester 1975/76 an der Universität Frankfurt 
sind festgesetzt worden. 

1. Immatrikulation für nicht aufnahmebeschränkte Stu­
diengänge und höhere Fachsemester : 1. September bis 
12. September 1975 

2. Immatrikulation für Studienanfänger in aufnahmebe­
schränkten Studiengängen: 

Keine Frist, der Zeitpunkt ergibt sich aus dem Zulassungs­
bescheid 

3. Schriftliche Rückmeldung: ab Zugang der Unterlagen bis 
zum 12. September 1975 

4. Persönliche Rückmeldung: 1. September bis 30. Septem­
ber 1975 

Die Festsetzung dieser Fristen war notwendig, um einer­
seits rechtzeitig die statistischen Unterlagen für Planungs­
zwecke zu erhalten und andererseits mögliche Probleme im .' 
Zusammenhang mit dem Kranken- und Unfallversiche­
rungsrecht der Studenten zu vermeiden. 

Das Wintersemester beginnt am 1. Oktober 1975. Der Vor- I'. 
lesungsbeginn ist am 15. Oktober 1975. 

-

gründete seine Absage an den 
AStA mit einem Flugblatt, 
auf dem die Gruppen "Soziali­
stische Hochschulinitiative" 
und "Revolutionärer Kampf" 
diese Podiumsdiskussion an­
kündigten. Der einleitende 
Satz: "Eine marodierende 
Bande von Parlamentariern, 
Juristeb, Beamten und sonsti­
gen Wohltätern hält Kahl­
schlag im Rechtsstaat", zeige, 
daß diese Veranstaltung of­
fensichtlich keine Diskussi­
onsveranstaltung sei, sondern 
daß dort in nicht vertretbarer 
Weise gegen den freiheit­
lichen Rechtsstaat polemisiert 
werden solle. Darüber hinaus 
sei angesichts der Vorfälle in 
der jüngsten Zeit nicht auszu­
schließen, daß auf dieser Ver­
anstaltung zu neuen Gewalt­
taten aufgerufen werde. 

Der darauf gestellte Antrag 
des AStA auf Erlaß einer 
einstweiligen Anordnung zur 
überlassung eines Hörsaals 
wurde vom Verwaltungsge­
richt Frankfurt aus formalen 
Gründen abgelehnt. Trotzdem 
fand die Veranstaltung, auf 
der u. a. der Baader-Anwalt 
Croissant sprach, statt, aller­
dings nicht in einem Hörsaal, 
sondern im Festsaal des Stu­
dentenhauses. 

* 
Stundenpläne 
wurden gestohlen 
Zu einem weiteren Akten­
diebstahl kam es eine Woche 
später am 11. Juni. Während 
der -Mittagszeit brachen unbe­
kannte Täter in das Bürozim­
mer der Hörsaalverwaltung 
ein und stahlen zwei Akten­
ordner mit Stundenplänen 
für das laufende Sommerse­
mester und das kommende 
Wintersemester. Der Einbruch 
erfolgte, als sich der entspre­
chende Bedienstete für eine 
halbe Stunde aus dem Raum 
entfernte. Wie üblich schloß 
er die Tür ab. Bei seiner 
Rückkehr stand sie offen, die 

Akten waren verschwunden. 
Dies bedeutet für den Bedien­
steten eine mühsame Rekon­
struktionsarbeit, die zu Verzö­
gerungen bei der Raumvertei­
lung für das Wintersemester 
führen wird. 

Am gleichen Tage wurden au­
ßerdem alle vier Reifen des in 
der Tiefgarage abgestellten 
Privatwagens des Präsidenten 
zerstochen. Dies war schon am 
Tag nach dem Tod des Anarchi­
sten Holger Meins geschehen. 

Funkkolleg 
"Beratung in der 
Erziehung" 
"Beratung in der Erziehung" 
heißt das Thema des neuen 
Funkkollegs, das im Oktober 
1975 beginnt. Angesprochen 
sind mit dieser Lehrveranstal­
tung im Medienverbund vor 
allem Lehrer aller Schularten, 
Erzieher in sozialpädagogi­
schen Einrichtungen und der 
große Kreis interessierter El­
tern, sowie alle, die von 
Berufs wegen oder privat mit 
Kindern und Jugendlichen zu 
tun haben. Ziel des Funkkol­
legs ist es, einen möglichst 
breiten Kreis von Erziehern, 
professionellen Erziehern wie 
Laienerziehern, in den Stand zu 
setzen, den Beratungssituatio­
nen im erzieherischen Bereich 
angemessen zu begegnen. Das 
Funkkolleg vermittelt dafür 
die notwendigen Kenntnisse 
und Einsichten und will hel .. 
fen, die neu gewonnenen Er­
kenntnisse im erzieherischen 
Handeln wirksam werden zu 
lassen. Auskünfte über die 
Teilnahme erteilt das Funk­
kolleg-Zentralbüro (6000 
Frankfurt/M. 90, Robert-May­
er-Straße 20, Telefon: 06 11 / 
7 98 25 56 oder 77 28 69.) 
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Wirtschaftswissenschaften 
Prof. Dr. Ulrich Ritter ist zum 
H 4-Professor ernannt wor;... 
den. Sein Fach ist "Hoch­
schuldidaktik der Wirtschafts­
wissenschaften" 

Erziehungswissenschaften 
Dr. Gerd Hortleder ist zum 
H 2-Professor ernannt worden. 
Sein Fach ist "Soziologie des 
Sports". 
Dr. Angela Kuhlow ist zum 
H 2-Professor ernannt worden. 
Ihr Fach ist ., Trainingswissen­
schaft". 

Religionswissenschaften 
Dr. Yorick Spiegel ist zum 
H 4-Professor ernannt worden. 
Sein Fach ist "Evangelische 
Theologie" 

Geschich tswissenschaften 
Prof. Dr. L, GaU ist zum H 4-
Professor ernannt worden. 
Sein Fach ist "Geschichtswis­
senschaften" . 
Prof. Dr. Alexander Fischer 
(Historisches Seminar - Ost­
europäische Geschichte) ist vom 
Interakademischen Ausschuß 
zur Erforschung der Ursachen 
und Folgen des Zweiten Welt­
krieges der Jugoslawischen 
Akademie der Wissenschaften 
und Künste in Zagreb zur Teil­
nahme an einer wissen­
schaftlichen Konferenz vom 
8. bis 13. September 1975 
über .,Kräfte und ''''lege des 
Krieges und des Friedens - ge­
stern, heute und morgen" 
eingeladen und zugleich 
aufgefordert worden, einen 
Vortrag "Zur Deutschland­
politik, in der UdSSR im 
Zweiten Weltkrieg" zu hal­
ten. 
Prof. Dr. Kla us Hildebrand 
nahm als einer . der drei Dele­
gierten aus der Bundesl'epu-

Konventssitzung 
Zur konstituierenden Sit­
zung des 3. Konvents am 
25. Juni wurden vom Spre­
'cher des derzeitigen Kon­
vents alle potentiellen Mit-

Personalien 
Antisemitismus bis zur Ver­
treibung im Spätmittelalter 
und der frühen Neuzeit be­
handelt. 

Ost- und Außereuropäische 
Sprach- und Kulturwissen­
schaften 
Prof. Dr. R. Sellheim ist von 
der Iranian National Commis­
sion for Unesco, Teheran, 
eingeladen worden, an dem 
Meeting on Literary Trends in 
Central Asia, veranstaltet in 
Schiras vom 14. bis 19. Juni, 
teilzunehmen. 

Mathematik 
Dr. Kar! Hans Müller ist zum 
H 2-Professol' ernannt wor­
den. Sein Fach ist "An ge­
wandte Mathematik" 

Biologie 
Dr. ' Wolfgang Wiltschke ist 
zum H 2-Pl'ofessor ernannt 
worden. Sein Fach ist "Zoolo­
gie (Verhaltensphysiologie)" . 

Geowissenschaften 
Prof. Dr. H. W. Georgii wurde 
vom Hessischen Minister für 
Landwirtschaft und Umwelt 
in den Hessischen Beirat für 
Umwelt berufen. 

'Prof. Dr. Heinz Wachtel' wird 
auf eigenen Antrag mit Ab­
lauf des Monats September in 
den Ruhestand versetzt. 

Humanmedizin 
Prof. Dr. Vosteen, Zentrum 
der Hals-Nasen-Ohrenheil­
kunde ist für weitere zwei 
Jahre zum Vertrauensdozent 
der Deutschen Forschungsge-

' meinschaft gewählt worden. 
Prof. Dr. K.-H. Vosten, Zen­
trum der Hals-Nasen-Oh­
renheilkunde, ist zum Vor­
stand der Deutschen Gesell­
schaft -, für ' Hals-Nasen~Oh­
renheilkund'e gewäl!lt wordeb, 

Dr. W. Arnold, Zentrum der 
Hals-N asen -Ohrenheilkunde, 
wurde deI' Anton-von-Tröltsch­
Preis der Deutschen Gesell­
schaft für Hals-Nasen-Ohren­
heilkunde verliehen. 

Dr. Lemmer ist zum H 2·-Pro­
fessör ernannt worden. Sein 
Fach ist "Pharmakologie des 
sy~pathischen Nervensy-
stems" . 

Dr. H. H. Malluche erhielt von 
der Deutschen Forschungsge­
meinschaft ein Forschungssti­
pendium für 18 Monate an der 
University of Southern Cali­
fornia, Los Angeles, School of 
Medicine, Departement Ne­
phrology. Das Stipendium soll 
"Quantitativ-histologische Un­
tersuchungen , bei pnmarem 
und sekundärem Hyperpara­
thyreiodismus ermöglichen. 

Stiftung Stude~tenhaus 
Prof. Dr. Winfried Hassemer 

'wurde vom Lehr- und Stu-
dienausschuß am 12. 6. 1975 
als Vertreter der Hochschul­
lehrer in den Stiftungsrat der 
Stiftung Studentenhaus ge­
\1,,7ählt. 

Stiftungsrat siudentische Dar­
lehenskasse ' 
Prof. Dr. Gerd Fleischmann 
\vurde vom Lehr- und Stu­
dienaUSSC{lUß am 12. 6. 1975 
als Mitglied der Hochschul­
lehrer in den Stiftungsrat der 
studentischen Darlehenskasse 
Hessen gewählt. Zum Stell­
vertreter wählte der Ausschuß 
Prof, br. Johann Deninger. 

Walter-Kolb-Gedächtnispreis 
D1'. Günther Roßmanith er­
hielt auf Vorschlag des Fach­
bereichs Rechtswissenschaft 
der Universität Frankfurt den 
1957 vom Magistrat der Stadt 
Frankfurt gestifteten Walter­
Kolb-Gedächtnispreis für das 
Jahr 1974. Der junge Jurist 
erhielt den Preis für seine mit 
"summa cum laude" bewertete 
Dissertation "Rechtsgefühl 
und Entscheidungsfindung; 
Hermann Isay 1873-1938". 
Bei der Preisverleihung im 
Römer durch Oberbürgermei­
ster Rudi Arndt erklärte Dr. 
Roßmanith, bei seiner Disser­
tation' 'handele"es sich um eine 
Biographie übet einen· Mann, 
der seinei'zeit als revolutionär 
angesehen worden: sei. Jsay 
habe sich dafür eingesetzt, 
daß den Richtern mehr Macht 
gegeben werde und den 
Standpunkt vertreten, daß 
nicht immer aus den Gesetzen 
alle Entscheidungen abzulei­
ten seien, daß der Richter 
auch nach dem Rechtsgefühl 
entscheiden müsse. 

UNI-REPORT 

Studienförderung nach BAFöG 
Bis Ende Juli ist von allen geförderten Studenten, die 
a) im Besitz eines von der Datenverarbeitung (HZD Wies­
baden) erstellten Bewilligungsbescheides für den Bewilli­
gungszeitraum bis September 1975 sind, und 

b) ab Oktober 1975. weitergefördert werden wollen, 

ein Wiederholungsantrag zu stellen. 
Die gültigen Antragsformulare werden ab sofort beim Stu­
dentenwerk Frankfurt/Mai.n, Abt. Förderung, im Studen­
tenhaus Jügelstr. 1, 1. Stock, Zimmer NI'. 115, ausgegeben. 
Annahme der Wiederholungsanträge : 

1. für Fachbereiche 1 und 2 

Studentenhaus, Zimmer 110 

2. für Fachbereiche 3, 4, 6, 7, 8, 9, 10, 11 

sowie alle Fachbereiche r sofern ein Studienabschluß zum 
Lehramt an GymnaSien (Sekundarstufe II) angestrebt 
wird, Siesmayerstraße 7 (Parterre), Tel. 798-30 10 (Buch­
stabe A-L) und 3045 (Buchstabe M- Z) 

3. für alle Fachbereiche, sofern 

ein Studien abschluß zum Lehramt an Grund-, Haupt- und 
Realschulen (Sekundarstufe I) angestrebt wird, Sophien­
straße 56 (2. Stock), Tel. 798-30 16 

4. für Fachbereiche 5, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 18, 19 
Gräfstraße 39 (2. Stock), Tel. 798-30 15 

Der Juli-Termin ist unbedingt einzuhalten, wenn ' ab Okto­
ber 1975 ordnungsgemäß weitergefördert werden soll. 

Bitte beachten Sie auch die Neuregelung der studentischen 
Krankenversorgung soweit es Sie als BAFöG-Empfänger 
betrifft. 

Das zum ;\.ntrag gehörende Formblatt 3 ist nach erfolgter 
Rückmeldung sogleich nachzureichen. 

Sprechstunden der Abteilung: Dienstag und Freitag von 
' 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr. 

Vorlesung gestört 
Sitzung vertagt 
Anläßlich eines Diskussions­
prozesses uber die Neurege:­
lung von Leistungsnachweisen 
wurde' ,: ':in der vergangenen 
Woche im Fachbereich Hu­
manmedinzin eine Anatomie­
Vorlesung gestört und zur 
Verhinderung einer Sitzung 
des Fachbereichsrates aufge­
rufen. Darauf vertagte der 
Dekan des Fachbereichs, Prof. 
Dr. Otto Hövels, im Einver­
nehmen mit dem Universitäts­
präsidenten die Sitzung, die 

am ]2. Juni stattfinden sollte. 
Jn einer Presseerklärung gab 
der Dekan für diese Entschei­
dung die, folgende ' S'egl'ün-
dung: ' . 

, glieder eingeladen. Diese 
konstituierende Sitzung; die 
um 14 Uhr C.t. in der Ca­
mera, Grä,fstraße 79, statt­
findet, muß nach einer Ver­
ordnung des Hessischen 
Kultusministers noch im 
Juni erfolgen~ 
Das Ergebriis der Wahl zum 
Konvent wird am Montag, 
dem 23. Juni, durch einen 
"Uni-Report aktuell" , be­
kanntgegeben. In einem 

Veranstaltungen , 

"Nachde~ in einer sogenann­
ten Vollversammlung der ,Stu­
denten, die am 11. 6. 1975 im 
Hörsaal VI der Universität 
stattfand, von einer als mili­
tant bekannten Studenten­
gruppe die Sprengung der 
Fachbereichsratssitzung ange­
kündigt worden war, konnte 
die Möglichkeit von Störun~ 
gen unter Anwendung von 
Gewalt nicht ausgeschlossen 
werden. 
Anlaß zu der beabsichtigten 
Sprengung ist vermutlich die 
anstehende Stellungnahme des 
Fachbereichsrates zu Vor­
schlägen über Bedingungen, 
unter denen die regelmäßige 
und erfolgreiche Teilnahme 
an den praktischen Übungen 
des vorklinischen Studiums 
bestätigt wird. Nach der Ap­
probationsordnung für Ärzte 
vom Oktober 1970 ist diese 
Bestätigung durch den vel'­
an twortlichim Hochsch ulleh­
rer für die Meldung zur ärzt­
lichen Vorprüfung erforder­
lich. Die von den Professoren 
der einzelnen Fächer vorge­
schlagenen Bedingungen hal­
ten sich in dem vom Hessi­
sehen Sozial- und Kultusmini­
ster festgelegten Rahmen, in­
nerhalb dessen Hochschulleh­
rer nach eigenem Ermessen 
über die Festlegung entschei­
den können. Deswegen hat 
der Ausschuß für Lehr- und 
Studien angelegenheiten dem 
Fachbereichsrat eine entspre­
chende Stellungnahme emp­
fohlen. Demgegenüber wenden 
sich einzelne Gruppen von 
Studenten dagegen, daß eine 
erfolgreiche Teilnahme indivi­
duell überprüft werden muß. 
In diesem Zusammenhang 
wurde am 11. 6. 1975 der Ver­
such unternommen, Studenten 
am Besuch einer Anatomie­
Vorlesung zu hindern, wo­
durch die Unterrichtsveran­
staltung erheblich beeinträch­
tigt wurde." 

. weiter.en "Uni-Report ak­
tuell" werden "ie Ergeb­
nisse der Wahlen zu den 
Fachbereichsräten veröf­
fentlicht. 

blik am internationalen Histo­
rikerkolloquium über die 
Kriegsziele des Deutschen 
Reiches 1939-1945 in Weimar 
vom 26. bis 31. 5. 1975 teil, das 
von der Akademie der Wis­
senschaften der DDR sowie 
vom Comite International de 
la Deuxieme Guerre Mon­
diale veranstaltet wurde. 

Prof. Dr. Peter Herde ist von 
der Hebräischen Universität 
in Jerusalem im Einver­
nehmen mit dem Hessischen 
Präsidenten der Universität 
mit der Leitung des For­
schungsunternehmens "Ger­
mania Judaica" für Hessen 
beauftragt. Das von der Deut­
schen Forschungsgemeinschaft 
und den Bundesländern ge­
tragene Forschungsunterneh­
men widmet sich der Geschichte 
der deutschen Judengemeinden 
in politischer, sozialer und 
kultureller Hinsicht. In Vorbe­
reitung ist Bd. 2 des betreffen- ' 
den Werkes, das die Geschichte 
der Judengemeinden, der 
christlich-jüdischen Beziehun­
gen und die Frühgeschichte des 

Donnerstag, 19. Juni 
D. D ö r n er, Gießen: 
'Ober das Problemlösen in 
sehr komplexen Realitätsbe­
reichen 
17.15 Uhr, Großer Hörsaal der 
Biologischen Institute, Sies­
mayerstraße 70 
Veranstalter: Die Dozenten 
der Zoologie, 

* Raymond Williams, 
Cambridge: 
The City and its Coutryside 
im Modern English Writing 
14.15 Uhr, Englisches Seminar, 
Hörsaal 
Veranstalter: Fach berei ch 
N euere Philologien 

* Camerata instrumentale, Chor 
und Kammermusikkreis des 
Instituts für Musikerziehung: 
Kleines Konzert 
mit Werken von Genzmer, 
Bach und Telemann 
17.30 Uhr, Stadt- und Univer­
sitätsbibliothek, Vortragssaal, 
3. Stock 

Freitag, 20. Juni 
P. Ho m m e I, Frankfurt: 
Neue Funde in Milet 
17 Uhr, Archäologisches Insti­
tut, Gräfstr~ße 76, 8. Stock 
Veranstaltung im Rahmen des 
Kolloquiums "Neue Funde 
und Forschungen" 

J. Agassi, Tel Aviv: 
The present state of the Phi­
losophy of Science 
20.15 Uhr, Fachbereichsgebäu­
de, Raum 4, Dantestraße 4-6 
Veranstal ter: Fachbereich 
Philosophie 

Montag, 23. Juni 
Wolfgang Müller, 
Frankfurt: 
Antrittsvorlesung: Aufbau 
und Geschichte des Mondes 
14.15 Uhr, Geowissenschaftli­
cher Hörsaal, Senckenberg­
anlage 34 
Veranstalter: Fachbereich 
Geowissenschaften 

* Brian Mc Guinness, 
Oxford: 
Existenz und Gegenstände: 
der sogenannte Realismus des 
frühen Wittgenstein 
20.15 Uhr, Seminarraum 4, 
Dantestraße 4-6 
Veranstalter: Fachbereich 
Philosophie 

Dienstag, 24. Juni 
H. Ho p f, Karlsruhe: 
Neue Reaktionen von Acet.yle­
nen und Allenen 
17.30 Uhr, SeminaITaum 201, 
Chemie-Mehrzweckgebäude 
Niederrad 

Veranstaltung im Rahmen des 
"Chemischen Kolloquiums 
Niederrad" . 

Donnerstag, 3. Juli 
Kar I H ä u s er, Frankfurt: 
Permanente Zahlungsbilanz­
überschüsse, internationale 
Währungsverfassung, Kapital­
markt 
17.15 Uhr, Raum 152 der 
Frankfurter Wertpapierbörse 
Veranstaltung im Rahmen des 
Kolloquiums "Floatierendes 
Kapital und Kapitalmarkt" 

Anzeige __________ _ 

Vergessen Sie Ihre Vorurteile! Infor .. 
mieren Sie sich über Korporationsar .. 
beit! Wir - der 
VEREIN DEUTSCHER STUDENTEN 
ZU FRANKFURTI MAIN (VDSt) 
sind eine national-freiheitl iche Korpo­
ration, seit Universitätseröffnung 1914 
aktiv. 
Schreiben Sie uns eine Karte: Wir sen­
den Ihnen sofort unverbindliches In .. 
formationsmaterial. 

VDSt, 6 Frankfurt/Main 1 
Universitätspoststel le 

Besuchen Sie uns: Freitags 20.00 C. t. 
"Finkenhof' '. Finkenhofstraße 17. 
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Erlaß zu Einstellungen 
Erlaß des Hessischen KuItus­
ministers vom 7. Oktober 1974 
zur Einstellung in den hessi­
sehen Landesdienst. 
Ab sofort ist nach folgenden 
Bestimmungen strikt zu ver­
fahren: 
1. Vor jeder Ein- bzw. Anstel­
lung in den hessischen Landes­
dienst ist für den vorgesehenen 
Bewerber - ohne Rücksicht auf 
Art, Dauer und Umfang des be­
absichtigten Beschäftigungs­
verhältnisses - die Auskunft 
des Landesamtes für Verfas­
sungsschutz Hessen, 62 Wies­
baden, Postfach 135, einzuholen. 
Die Regelungen in Ziff. 1.1 und 
1.4 bleiben davon unberührt. 
Dies gilt auch 
- für alle Bewerber, die von 
anderen öffentlichen Dienst­
herren in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich des 
Landes Berlin durch Abord­
nung mit dem Ziel der Ver-

YANKEE 
Original U5-Alr-Force 
Fallsi:hirmspringerstiefel 
Oer Gag und Modehit 
für junge Leute 

. Gr. 39·48 nur DM 79,85 
Gr. 33·38 nur 

DM 64.50 
Vers. Post NN.garant. Umtausch u. Rück. 
gaberecht, bei Nichtgefallen Geld zurückl 
OSERSEE-IMPORT-CENTER 
592 Bad Berleburg, Postfach 1150 

setzung oder NeueinsteIlung 
übernommen werden sollen, 
- bei Wechsel eines Bedienste­
ten zu einer anderen Dienst­
stelle innerhalb des hessischen 
Landesdienstes, 
- für alle Bewerber auf Aus­
bildungsplätze gleich welcher 
Art (z. B. Beamtenanwärter, 
Praktikanten, Lehrlinge o. ä.), 
- für alle Ausländer. 
1.1 Ausgenommen von dieser 
Regelt,mg sind nur die neben­
amtlichen oder nebenberuf­
lichen Lehrkräfte, die Kirchen­
beamte oder Kirchenangestellte 
sind. 
1.2 Soweit die nachgeordnete 
Behörde selbst einstellungsbe­
fugt ist, hat sie unmittelbar die 
Auskunft beim Landesamt für 
Verfassungsschutz Hessen mit­
tels PZD-Beleg zu beantragen 
(siehe auch Ziff. 4.2). 
1.3 In den Fällen, in denen die 
Ein- oder Anstellung beim Mi­
nisterium beantragt werden 
muß, ist der Antrag auf Ertei­
lung einer Auskunft (PZD-Be­
leg) ausgefüllt mit den Bewer­
bungsun ter lagen vorzulegen. 
Als "auftraggebende Behörde" 
ist einzutragen: "Hess. Kultu.s­
minister" ; Aktenzeichen und 
Datum sind offen zu lassen. 
1.4 Bei der Berufung von Pro­
fessoren, Dozenten und Fach­
hochschullehrern haben die 
Präsidenten und Rektoren der 
Hochschulen für alle vorge­
schlagefien Bewerber den An­
trag auf Erteilung einer Aus­
kunft (PZD-Beleg) ausgefüllt 
mit dem Berufungsvorschlag 
vorzulegen. Als "auftraggeben­
de Behörde" ist einzutragen: 
"Hess. Kultusminister" ; Akten­
zeichen und Datum sind offen 
zu lassen. 
2. Die Ein- bzw. Anstellung von 
Bewerbern in den hessischen 
Landesdienst darf erst dann er­
folgen, wenn deren Überprü­
fung durch das Landesamt für 
Verfassungsschutz Hessen ab­
geschlossen ist und q.iese keine 
Hinderungsgründe ergeben hat. 
Die allein zulässigen Ausnah­
men von dieser Regelung sind 
nachfolgend in Ziff. 2.1 aufge­
führt. 
2.1 Der Abschluß des Überprü­
fungsverfahrens durch das 
Landesamt für Verfassungs­
schutz Hessen braucht in fol­
genden Fällen nicht abge­
wartet werden: 

a) Bei der Erteilung von Lehr­
aufträgen mit der Befristung 

bis zu einem Schulhalbjahr 
bzw. im Hochschulbereich bis 
zu einem Semester, 
b) bei der Beschäftigung von 
wissenschaftlichen Hilfskräf­
ten ohne Abschluß (studen­
tische Hilfskräfte) und studen­
tische Tutoren. 
c) bei der Erteilung von Gast­
professuren oder -dozenturen 
mit einer Befristung bis läng­
stens zu 1 Semester, 
d) bei der Beauftragung mit 
der kommissarischen Wahr­
nehmung der Aufgaben einer 
Professur für eine Dauer von 
nicht länger als 1 Semester, 
e) bei Angestellten, die aus­
schließlich zur Vertretung und 
Aushilfe beschäftigt werden 
bis zu einer ' Beschäftigungs­
dauer von nicht länger als 3 
Monaten, 
f) bei der Einstellung von 
Krankenpflegepersonal, von 
Schreibkräften und von Haus­
und Küchenpersonal. 
3. Formulare: PZD-Beleg KV 
1 b ab Ausgabemonat Juni 197t 
3.1 Bezug durch: 
Bundesdruckerei, Betrieb Bonn, 
53 Bonn 1, Pleimesstr. 3-5 . 
3.2 Das Ausfüllen der PZD-Be­
lege erfolgt entsprechend der 
"Benutzungsanleitung für den 
PZD-Beleg KV 1 b" (vgl. 
Schreiben des Landesamtes für 
Verfassungsschutz Hessen vom 
3. 7. 1973). 
Da bei ist zu beachten, daß für 
jede zu überprüfende Person 
im Normalfall nur 1 PZD-Be­
leg benötigt wird (auch bei 
mehreren Wohnanschriften im 
Verlauf der letzten 5 Jahre in­
nerhalb Hessens). Bei mehre­
ren Wohnanschriften außerhalb 
Hessens ist für jedes Bundes­
land ein weiterer Beleg erfor­
derlich (vgl. Schreiben des LfV 
Hessen vom 29. 1. 1974). 
Bei Zuwanderern aus dem 
kommunistischen Machtbe­
reich, ' die diesen vor weniger 
als 10 Jahren verlassen haben, 
sind 8 gut lesbare Belege aus­
zufüllen; bei mehreren Wohn­
orten je Bundesland 2 zusätz-

liche Ausfertigungen (vgl. 
Schreiben des LfV vom 29. 1. 
1974). 
3.3 Das Überprüfungsverfah­
ren von Bediensteten, die zum 
Umgang mit VS-Sachen er­
mächtigt werden sollen oder 
die in sicherheitsempfindlichen 
Bereichen tätig sind, bleibt von 
der vorstehenden Regelung un­
berührt. Insoweit wird auf den 
Inhalt der Richtlinien für die 
Sicherheitsprüfung von Lan­
desbediensteten (Kabinettbe­
schluß vom 10. 7. 1962) ver­
wiesen. 
4. Kontrolle der Anfrage 
Die Anfragen und Auskünfte 
sind in einer besonderen Liste 
zu registrieren, die vom Ge­
heimschutzbeauftragten zu 
führen und entsprechend den 
Bestimmungen der VS-Anwei­
sung zu verwahren ist (vgl. 
auch Ziff. 4.1). 
Ist kein Geheimschutzbeauf­
tragter bestellt, hat der Dienst­
stellenleiter diese Aufgabe 
wahrzunehmen. 
4.1 Der Geheimschutzbeauf­
tragte oder, falls kein Geheim­
schutzbeauftragter bestellt ist, 
der Dienststellenleiter kann die 
Führung dieser Liste nur auf 
einen Bediensteten delegieren, 
der gern. den Bestimmungen 
der VS-Anweisung für das 
Land Hessen vom 1. 10. 1956 
mindestens zum Umgang mit 
Verschlußsachen bis zum Ge­
heimhaltungsgrad "VS-Ver­
traulich" ermächtigt und ver­
pflichtet worden ist. 
'4.2 Nach Registrieren der Aus­
kü'nfte sind diese zu vernich­
ten. Eventuelle Entwürfe von 
Anfragen sind bei Eingang der 
Auskunft ebenfalls zu vernich-
ten. . 
4.3 In die Personalakten sind 
keine Hinweise auf den Schrift­
wechsel mit dem Landesamt 
für Verfassungsschutz Hessen 
a~fzunehmen. 
5. Mein im Bezug genannter 
Erlaß vom 29.3.1974 wird hier­
mit aufgehoben. 

gez.: v. Friedeburg 

Stupa -Wahlen 
Zehn Listen kandidieren zum Studentenparlament der Univer­
sität Frankfurt. das in diesen Tagen gewählt wird. Die Wahl endet 
am Freitag, 20. Juni, um 16.00 Uhr. Anschließend um 16.15 Uhr 
findet die öffentliche Stimmauszählung im Hörsaal 111 statt. 

Die kandidierenden Listen mit 
den jeweils drei ersten Kandi­
da ten sind: . 

Liste 1 SHI (Sozialistische 
Hochschulinitiative) 

1. Wolfgang Kraushaar 
2. Felicitas Schneck 
3. Wolfgang Bock 

Liste 2 Jungsozialisten 
Hochschulgruppe 

1. Max v. Limbacher 
2. Volker Belwe 
3. Christine Sempf 

Liste 3 Kritische Union/RCDS 

1. Jürgen Banzer 
2. Wilhelm Kins 
3. Gabriele Dorn 

Liste 4 KSB - Rote Liste 

1. Thomas Heymann 
2. Werner Hoffmeyer 
3. Irene Seigfiedt 

Liste 5 ads/SLH 

1. Helmut Flehr 
2. Werner Ca spar 
3. Karin Fischer 

Liste 6 MSB Spartakus 

1. Hubert Habig 
2. Annerose Krischer 
3. Peter Korn 

Liste 7 
Liberaler Hochschulverband 
(LHV)-Jungdemokraten ' 
1. Harald Dörig 
2. Frank Zimmermann 
3. Roland Groß 

Liste 8 Sozialistischer 
Hochschulbund SHB 
1. Horst Bröhl 
2. Lilli Pöttrich 
3. Mathilde Moschner 

Liste 9 Rote Einheitsliste 
1. Hannelore Palmowski 
2. Brigitte Büsch 
3. Jutta Goebel 

Liste 10 Gruppe Internationale 
Marxisten 
1. Annette Preyer 
2. Derek J effers 
3. Waltraud Schmitt 
Das Studentenparlament hat 
22 Mitglieder. Bei den letzten 
Wahlen im Juni vergangenen 
Jahres ergab sich folgende 
Sitzverteilung : 
SHI = 7 Sitze; ads/SLH = 
2 Sitze; SHB = 1 Sitz; KU/ 
RCDS = 4 Sitze; KSB = 2 Sit­
ze; Spartakus = 1 Sitz; LHG = 
1 Sitz; Jungsozialisten/promed 
= 4 Sitze. Auf Grund dieses 
Wahlergebnisses wurde eine 
Koalition aus SHI und Jung­
sozialisten gebildet, die den 
AStA stellt. 
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Zerstörungen in der Universität 
Im Zusammenhang mit einem 
"Semesterabschlußfest", das 
vom Allgemeinen Studenten­
ausschuß (AStA) angemeldet 
und vom "Kommunikations­
zentrum" des Studentenhauses 
veranstaltet worden war, 
wurden am Samstag, dem 14. 6., 
in der Universität mehrere 
große Fensterscheiben einge­
schlagen sowie Wände und 
Bodenplatten mit Parolen, die 
auch Morddrohungen enthiel­
ten, beschmiert. Außerdem 
wurde der gerade aufgestellte 
Bauzaun für die zweite Mensa 
umgeworfen, 
Die Universitätsverwaltung 
schätzt den Sachschaden au'f 
etwa 15 000 Mark. 
Das Fest, das vom Universi-

tätspräsidenten genehmigt 
worden war, begann nachmit­
tags und dauerte bis zum frü­
hen Sonntagmorgen. In der 
Dunkelheit soll es zu den 
Schmierereien und zum Ein­
schlagen von sieben großen 
Scheiben an der Mensa und 
fünf an der juristischen Semi­
narbibliothek gekommen sein. 
Am Haupteingang der Univer­
sität finden sich in roter und 
weißer Farbe gezielte Angrif­
fe gegen den Universitätsprä­
sidenten wie "Tötet Krupp" 
und "Krupp an den Galgen", 
Der Präsident hat Strafanzei­
ge erstattet. Er beabsichtigt, 
die Verantwortlichen für den 
entstandenen Schaden haftbar 
zu machen. 

Fotos: Heisig 
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Versicherung für Studenten 
Am 22. Mai 1975 hat der Dtutsche Bundestag das Gesetz über die 
Krankenversicherung der Studenten (KVSG) in 3. Lesung ver­
abschiedet. Der Bundesrat \Wird das Gesetz am 20. Juni 1975 be­
handeln. Es ist nicht mit emtscheidenden Xnderunge.u zu rechnen. 
Damit tritt ab 1. Oktober 1975 für alle Studenten die Kranken­
versicherungspflicht ein. 

Versicherungspflicht 
Alle Studenten sind in der ge­
setzlichen Krankenversiche­
rung versichert. Eine Versi­
cherung als Beamter, Ange­
stellter oder Arbeiter geht der 
Versicherung als Student vor. 
Von der Versicherungspflicht 
befreit sind außerdem Studen­
ten, die einen angemessenen 
Schutz über eine private 
Krankenversicherung vorwei­
sen. Versicherungsfrei sind 
weiterhin Studenten, die be­
reits über ihre Eltern oder 
über die Ehefrau Familienhil­
fe erhalten, ebenso Studenten, 
die als Hinterbliebene eine 
Rente beziehen. 
Leistung 

vollmächtigt ist, die Formali­
en einer Befreiung regeln. Die 
Befreiung ist für die Dauer 
des Studiums unwiderruflich. 
Das gleiche gilt für die Wahl 
einer Ersatzkasse. 
'Keine Immatrikulation ohne 
Nachweis der Krankenversi­
cherung 
Vom Wintersemester 1975/76 
an dürfen die Hochschulen 
keinen Studenten immatriku­
lieren, der nicht nachweist, 
daß er kranken versichert ist. 
Bei der Rückmeldung oder 
Neueinschreibung . zum Win­
tersemester muß daher jeder 
Student eine entsprechende 
Bescheinigung seiner eigenen 

Krankenversicherung oder 
seiner Mitversicherung bei 
Elternl Ehepartner vorweisen. 
Die Krankenversicherungen 
haben bereits entsprechende . 
Formulare ausgearbeitet. Wer 
eine solche Bescheinigung 
nicht vorlegt, exmatrikuliert 
sich selbst. - Das Studenten­
werk wird rechtzeitig vor Se­
mesterbeginn über die Ersatz­
kassen, die Privatkassen und 
die Ortskrankenkasse infor­
mieren. 
Freiwillige Versicherung 
Die gesetzliche Versicherung 
gilt nur für die Immatrikula­
tion an einer Hochschule in 
der Bundesrepublik Deutsch­
land. Sie gilt nicht für ein 
Studium im Ausland. Zu die­
sem Zweck können sich die 
Studenten bei der bisherigen 
Krankenkasse, der sie ange­
hörten, freiwillig weiterversi­
chern. 
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Im Freien warten müssen die Studenten, die sich an der Röntgen­
pflichtuntersuchung beteiligen. Denn der Untersuchungsbus steht 
auf dem Vorplatz der Stadt- und Universitätsbibliothek, wo es 
keine Möglichkeit gibt, sich bei schlechter Witterung unterzustel­
len. Ab dem Wintersemester soll dies anders werden. Denn der 
zentrale Lehr- und Studienausschuß hat durch einen Beschluß 
den Präsidenten beauftragt, einen geeigneteren Platz für den Bus 
zu finden. Foto: Reisig 

Die Studenten erhalten alle 
Leistungen der gesetzlichen 
Kassen oder Ersatzkassen. Sie 
erhalten jedoch kein Kran­
kengeld. 
Der Beitrag Bubers "Dialogisches Prinzip" 
Der Bundestag hat den Bei­
trag für die Pflichtversiche­
rung auf 5 Prozent des Förde­
rungshöchstbetrages nach dem 
BAföG festgelegt, das sind 
25,- DM je Monat. Die Bei­
h'äge werden im voraus für 
ein Semester erhoben. Die 
Krankenkassen können auch 
monatliche Zahlungen zulas­
sen. Die privaten Krankenver­
sicherungen haben dies getan. 
Der bei ihnen eingeführte Ta­
rif PSKV (Private Studenti­
sche Krankenversicherung) 
edordert einen Monatsbeitrag 
von 27,50 DM. Beitragsfrei 
sind Studenten, die über ihre 
Eltern, über ihren Ehega tten 
oder über eine Rentenversi­
cherung versichert sind. 
Altersgrenze 
Die Mitversicherung über die 
Eltern gilt nur für Studenten 
bis zum 25. Lebensjahr. Hat 
sich die Ausbildung durch 
Wehr- oder Ersatzdienst ver­
zögert, schiebt sich die Alters­
gl'enze entsprechend hinaus. 
Verheiratete 
Verheiratete Studenten kön­
nen nur dann übel' ihre Eltern 
mitversichert sein, wenn ihr 
Ehepartner gesetzlich versi­
chert ist (z. B. beide sind über 
die Eltern versichert). Studen­
ten mit Kindern können nur 
dann familienversichert sein, 
wenn das Kind gesetzlich ver­
sichert ist. Ansonsten müssen 
Verheiratete oder Studenten 
mit Kindern eine eigene Ver­
sicherung eingehen .. 
Zuschüsse nach dem BAföG 
Wer nach dem BAföG geför­
dert wird und sich selbst ver­
sichern muß, kann auf Antrag 
einen Zuschuß von monatlich 
10,- DM nach dem BAföG 
erhalten. Er muß jedoch eine 
entsprechende Bescheinigung 
seines Versicherungsträgers 
vorlegen. 
Die zuständige Krankenkasse 
Zuständig für die Versiche­
rung von Studenten sind 
grundsätzlich die Ortskran­
kenkassen ihres Wohnortes. 
Studenten können sich aber 
auch bei der Ortslnankenkas­
se des Hochschulortes versi­
chern. - Studenten können 
weiterhin den Ersatzkassen 
beitreten, in deren Geschäfts­
bereich der Hochschulort fällt. 
- Studenten können auch ei­
ner privaten Krankenversi­
cherung beitreten. Sie müssen 
dann bei der Ortskrankenkas­
se ihres Wohnortes einen ent­
sprechenden Befreiungsantrag 
stellen, und zwar innerhalb 
von 3 Monaten nach der Neu­
einschreibung oder Rückmel­
dung. Die Pri va tkasse wird in 
der Regel, wenn sie dazu be-

Zum Gedächtnis an den vor zehn Jahren verstorbenen jüdischen 
Religionsphilosophen und Pädagogen Martin Buber fand am 
10. Juni im Vortragssaal der Universitätsbibliothek ein vom Di­
daktischen Zentrum der Universität Frankfurt veranstaltetes 
Symposium statt. Aus diesem Anlaß wurde in mehreren Vorträ­
gen der· Versuch unternommen, Bubers Gedankengut als Aus-

Die Vortragsreihe wurde von 
Ernst A. Simon, em. Professor 
für Pädagogik an der Hebräi­
schen Universität Jerusalem, 
eröffnet. Es beeindruckte vor 
allem die außerorden tliche 
Lebendigkeit seiner Darstel­
lung, die ganz von der persön­
lichen Beziehung zu Buber als 
Lehrer und Freund bestimmt 
erschien. Gerade durch diese 
persönlichen Eindrücke konn­
te er besonders das Lehrer­
Schüler-Verhältnis im Sinne 
Bubers anschaulich machen: 
Der Lehrer soll "echte Fra­
gen" stellen, also Fragen, die 
er allein nicht 'Voll zu beant­
worten vermag, sondern nur 
mit Hilfe des Schülers - in 
einer dialogischen Beziehung 
- zu lösen versuchen kann. 
Diese Offenheit des Lehrers 
steht für Buber keineswegs 
im Widerspruch zur religiösen 
Überzeugung, denn "der Gläu­
bige zweifelt, der Ungläubige 
aber nicht". 

Bubers Verständnis des Men­
schen als des im "Gegenüber" 
lebenden, als des vor allem 
auf die "Ich-Du-Beziehung" 
angewiesenen Wesens wurde 
deutlich; ebenso die von ihm 
betonte Notwendigkeit, den 
anderen gerade auch in sei­
nem Anderssein als Du zu ak­
zeptieren und schließlich die 
Warnung vor der Pervertie­
rung des personalen Ich-Du­
Bezugs zu der rein "sachlich" 
bestimmten Ich-Es-Beziehung. 
Si mon ließ jedoch auch ein 
durcha1,l.s kritisches Verhältnis 
zu Buber nicht vermissen. 
Ebenso wie sein Engagement 
wurde auch die Einseitigkeit 
seines Denkens erkennbar, die 
ihm allerdings bewußt wal' 
und von ihm. mit voller Ab­
sicht gegenüber dem An­
spruch der in unserer Gesell­
schaft ohnehin nahezu ubiqui­
tären Es-Bezüge verfochten 
wurde. So gab er diese Einsei­
tigkeit im Gespräch mit sei­
nem Freund Rosenzweig ein­
lach zu: "Ich bin ein Sieb!" 
Bubers Denken kreist eben 
immer wieder um den viel­
leicht zu emotional betonten 
oder gar "romantisch" aufge­
faßten personalen Bezug. 
Können aber von hier aus 
überhaupt noch die Sach­
zwänge der modernen Gesell­
schaft, besonders die immer 

problematische Struktur der 
Institutionen angemessen in 
den Blick kommen sowie ihre 
ambivalente Bedeutung er­
kannt und progressive Verän­
derungen initiiert werden? 
Diese kritischen Fragen dräng­
ten sich dem Hörer im An­
schluß gerade an den grundle­
genden Vortrag Simons auf. 
Im folgenden wurde Bubers 
Konzeption noch eingehend 
von den Professoren W. Fa­
ber, Paderborn, und H.-M. El­
zer, Frankfurt, beleuchtet und 
kritisch untersucht, wobei die 
angesprochene Problematik 
nicht ausgespart blieb. So 
griff Faber die wohl schärfste 
Kritik an Buber auf, nämlich 
den Vorwurf Adornos, der 
auch ihm den "Jargon der Ei­
gentlichkeit" unterstellt. Doch 
manifestiert sich in Bubers 
Denken und Sprache, wie die 
Ausführungen Fabers heraus­
stellten, kein bloßer Irrationa­
lismus, sondern das Bemühen 
um eine realistische Sicht von · 
Welt und Mensch. Sein perso-

. nalistischer Ansatz wird aber 
infolge der weitgehenden Ver­
sachlichung in der Begrün­
dung des pädagogischen Han­
delns nicht mehr voll gewür­
digt. 
Ist diese Versachlichung je­
doch im Hinblick auf die 
Wirklichkeit des immer auch 
von Emotionen bestimmten 
Menschen nicht ebenfalls eine 
Vereinseitigung, ein Umschlag 
in das andere Extrem? Muß 
nicht doch die Unmittelbar­
keit des mitmenschlichen 
Kontakts, in den sich der gan­
ze Mensch, also auch mit sei­
ner ' ganzen Rationalität und 
Emotionalität hineinbegibt, 
Grundlage der Erziehung blei­
ben? 
Wenn der Vortrag Fabers die­
se Fragen dem Hörer naheleg­
te, so wurde klar, daß einer­
seits zwar Bubers Begrifflich­
keit - nach Fabel' eben die 
eines atypischen, erziehungs­
wissenschaftlieh kaum faßba­
ren Denkers - nicht mehr 
der heutigen Sprache gemäß 
ist, andererseits aber diese 
Tatsache doch nichts an der 
Aktualität seines Ansatzes än­
dert. Es kommt gerade in der 
Gegenwart auf den Gewinn 
dialogischer Kompetenz im 
Sinne Bubers an, denn der 

druck seines entschiedenen Engagements für eine wirklich 
menschliche Gesellschaft darzustellen sowie auf die aktuelle 
Problemlage der Erziehungswissenschaft zu beziehen. Denn ge­
rade für deren Entwicklung vermittelte Bubers Ansatz, das "dia­
lögische Prinzip". wesentliche. allerdings während der letzten 
Jahre in der Literatur kaum mehr beachtete Anstöße. 

Mensch bleibt - ganz reali­
stisch betrachtet darauf 
angewiesen, die Beziehungen 
zum Du, die Anrede der Si­
tuation ernst zu nehmen und 
in personaler Unmittelbarkeit 
zu erfahren. 

Mit' den Du-Beziehungen ist 
von Buber durchaus keine 
privatistische ' romantische 
Zweisamkeit intendiert, son­
dern das Grundelement des 
Lebens der Gesellschaft ge­
meint, in der es entscheidend 
auf die Fähigkeit zur Solida­
rität in der "Gemeinsamkeit 
von Not und Mühe" ankommt. 
Fabers Ausführungen insge­
samt ließen jedoch erkennen, 
daß es für die Pädagogik 
nicht nur auf angemessene 
wissenschaftliche Bewältigung 
der allgemeinen überindividu­
ellen sozialen Probleme und 
gesamtgesellschaftlichen Zu­
sammenhänge des Erziehungs­
prozesses ankommt, sondern 
auch wesentlich auf die An­
leitung zum Verstehen der 
Bedürfnisse des einzelnen in 
seiner je besonderen Situa­
tion, in der er immer als "der, 
der er ist" anerkannt und 
ganz persönlich angenommen 
werden will. Dies setzt im 
Sinne Bubers den Verzicht 
auf alle Verstellung ebenso 
wie auf jeden Versuch der 
"Entlarvung" des anderen 
voraus; es fordert vielmehr 
"sehendes Vertrauen", ohne 
das es keine Verständigung, 
keine Lösung menschlicher 
Probleme gibt. 

Der Frankfurter Erziehungs­
wissenschaftler und An.­
thropologe Elzer, der als Ge­
schäftsführender Direktor des 
Didaktischen Zentrums auch 
die Organisation und Leitung 
der Veranstaltung übernom­
men hatte, stellte schließlich 
den erst vom jüdischen Glau­
ben her voll verständlichen 
Hintergrund der Pädagogik, 
Anthropologie und Religions­
philosophie Bubers dar. Das 
mitmenschliche Leben und 
der humane Charakter es Ju- . 
denturns wurde deutlich, inso­
fern es von der religiösen 
Tradition besonders chassidi­
scher Prägung bestimmt ist, 
in der Buber seinen Lebens­
weg begann und mit der er 
bis zu seinem Tode in Israel 
verbunden blieb. Die vielfälti-

gen Zusammenhänge dieser 
Tradition mit der juridischen 
Thoratheologie einerseits und 
der kabbalistischen Mystik 
andererseits wurden ein ge- . 
hend dargestellt und mit gro­
ßer Detailkenntnis des inter­
disziplinären Forschungsfeldes 
in ihrer Auswirkung auf Bu­
bers Verständnis des Men­
schen und der Erziehung be­
leuchtet. Es stellte sich vor 
allem heraus, daß der Glaube 
an den einen Gott, der sich in 
der Geschichte zu Menschen. 
d. h. hier zum Volk Israel in 
Beziehung setzte, mit ihm 
gleichsam in ZWiesprache 
steht, den eigentlichen Hin­
tergrund des von Buber ent­
wickelten - auch und gerade 
pädagogisch relevanten 
dialogischen Prinzips darstellt. 
Dieser Vortrag ließ erst ein 
umfassendes Verständnis der 
Persönlichkeit Bubers gewin­
nen, für die Glauben und Ver­
trauen Lebenswirklichkeit be­
deutete. 
Durch das von hier aus inter­
pretierbare Lebenswerk Bu­
bers ergeben sich nicht zuletzt 
auch zahlreiche interdiszipli­
näre Aspekte, die Impulse zu 
fachbereichsübergreifender 
wissenschaftlicher Arbeit 
werden könnten, wie bereits 
zu Beginn des Symposiums 
der Universitätspl'äsident H.­
J. Krupp hervorgehoben hatte. 
Inwieweit diese Anregung 
aufgegriffen wird, bleibt ab­
zuwarten. Konkrete Impulse 
gingen jedenfalls schon von 
Bubers Grundgedanken des 
dialogischen Prinzips auf das 
gespannte israelisch-arabische 
Verhältnis aus, worüber zum 
Abschluß des Symposiums Dr. 
KaIman Yaron vom Martin 
Buber-Center der Hebräischen 
Universität berichtete, dem es 
gelang, Begegnungen zwischen 
jungen Menschen der verfein­
deten Bevölkerungsgruppen in 
Jerusalem zu vermitteln. 
Die vielfältigen Anstöße der 
Vorträge wurden am folgen­
den Tage im kleinen Kreise 
aufgenommen und eingehend 
mit den Vortragenden disku­
tiert, wobei noch einige zu­
sätzliche Aspekte das Bild der 
Persönlichkeit Bubers ergänz­
ten und die interdisziplinäre 
Problematik seines Ansatzes 
noch weiter umrissen. 

~oland Sehüßlcl!' 
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Ausschüsse kritisieren Kapazitätsverordnung 
Nach Abschluß der Beratun­
gen über ·den Vorlauf der Ka­
pazitätsverordnung und die 
Festsetzung von Höchstzahlen 
haben die beiden Ständigen 
Ausschüsse für Lehr- und 
Studienangelegenheiten und 
für Haushaltsfragen der Uni­
versität Frankfurt auf einer 
Sitzung am 12 .. Juni 1975 eine 
gemeinsame kritische Stel­
lungnahme beschlossen, deren 
Wortlaut im folgenden abge­
druckt ist: 
1. Die Ständigen Ausschüsse I 
und III der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität haben den 
Vorlauf zur Kapazitätsverord­
nung kritisch begleitet und 
die Ergebnisse ausführlich 
diskutiert. Diese Diskussion' 
fand statt im Zusammenhang 
mit der Festsetzung von Zu­
lassungshöchstzahlen für das 
WS 1975176, wofür die Ergeb­
nisse des Vorlaufs als Ent­
scheidungsgrundlage mit her­
angezogen wurden. Wie be­
reits im Beschluß 83/75 vom 
15.5. 1975 f2stgestellt, muß 
auf dem Hintergrund der in 
praktischer Anwendung ge­
testeten Kapazitätsverordnung 
ihre Methode und das dazuge­
hörige Instrumentarium als 
noch unzureichend qualifiziert 
werden. Insbesondere bedür­
fen die Ergebnisse der weite­
ren Überprüfung und· Fort­
schreibung. 
2. Es ist davon auszugehen, 
daß die Kapazitätsverordnung 
entsprechend ihrer Anlage 
und ihrer Einzelbestimmun­
gen ausschließlich für den 
Zweck der Verwaltung von 
Zulassungsbeschränkungen 
geschaffen wurde. In diesem 
Zusammenhang werden aus 
der Sicht der Universität 
Frankfurt die Beschlüsse des 
Verwaltungsausschusses der 
ZVS, die dieser aus Anlaß der 
Verabschiedung des KapVO 
gefaßt hatte, bekräftigt, näm­
lich 
1. Die Grundsätze für eine 
einheitliche Kapazitätsermitt­
lung und -festsetzung regeln 
nicht die Lehrverpflichtungen. 
2. Wegen des Erprobungscha­
rakters des Vorlaufs (§ 24 ,der 
Kapazitätsverordnung) lassen 
sich aus der von den Ländern 
beschlossenen Rechtsverord­
nung insoweit keine haus­
haltsrechtliche Konsequenzen 
ableiten. 
3. , Es ist festzustellen, daß die 
nach der Kapazitätsverord­
nung im Vorlauf ermittelten 
Werte für die Planung nach 
dem Hochschulbauförderungs­
gesetz nicht geeignet sind. 
3. Das in der Kapazitätsver­
ordnung vorgegebene Modell 
der Be-rechnung der pel'sonal­
bezogenen Ausbildungskapazi­
täten enthält insbesondere un­
ter dem Aspekt, eine Abbil­
dung der Realität sein zu wol­
len, so graviel'ende Konstruk­
tionsmängel, daß im Ergebnis 
festgestellt werden muß, daß 
eine Affinität von Modell und 
Realität nicht gegeben ist. Der 
Grund hierfür liegt in den 
Annahmen über die Verhal­
tensweisen der am Lehr- und 
Lernprozeß Beteiligten, die 
durch die Modellkonstruktion 
jenseits empirischer Erkennt­
nisse präformiert werden. 
Hinzu kommt, daß normieren­
de Vorgaben über die Gestal­
tung des Studienbetriebs nur 
partiell vorhanden sind und 
auch in solchen Fällen zumin­
dest teilweise der Reform be­
dürfen. 
Es 'ergibt sich somit als Gefahr 
für die Universität, daß bei 
Anwendung des Modells de 
facto in die Gestaltungsfrei­
heit des Lehr- und For­
schungshetriebs der hierfür· 
gesetzlich vorgesehenen Gre­
mien eingegriffen wird. 
4. Insbesondere für Planuhgs­
und Betriebssteuerungsaufga­
ben ist die Kapazitätsverord-

nung kein geeignetes oder 
auch nur anwendbares Instru­
ment. Für solche Aufgaben 
si nd methodisch wie inhaltlich 
andere Ansätze zur quantitati­
ven Darstellung der Aktivitä­
ten und Notwendigkeiten von 
Forschung und Lehre vonnö­
ten. Die Ständigen Ausschüsse 
I · und IU erachten die Ent­
wicklung solcher Modelle als' 
wichtige Aufgabe auch und 
gerade im Zusammenhang mit 
der Diskussion um Studienre­
form. 
5. Die Erfahrungen mit dem 
Vorlauf der Kapazitätsverord­
nung haben gezeigt, daß viel­
fach quantitative Normvor­
stellungen gesetzt worden 
sind. Solche Setzungen sind 
entweder selbst politische 
Vorgaben oder Konsequenzen 
von solchen. Damit wird die 
Kapazitätsfeststellung im 
Rahmen der KapVO insge­
samt zu einem politisch zu be­
gründeten Beschluß, der nicht 
durch Verkleidung als Meß­
verfahren uminterpretiert 
werden sollte. Nur bei trans­
parenter Entscheidungsstruk­
tur kann die Manipulation der 
Einzeldaten und damit auch 
der Ergebnisse eingeschränkt 
werden - ein Weg, um den 
sich die Ständigen Ausschüsse 
I und IU bei ihren Beschlüs­
sen sehr bemüht haben. 
6. Die Gliederungsprinzipien 
der Kapazitätsverordnung fol­
gen der Ambivalenz von An­
gebot und Nachfrage. Dabei 
1st die Gliederung des Ange­
botsbereichs wie auch des 
Nachfragebereichs nicht . in 
optimaler Weise erfolgt. Für 
den Angebotsbereich bedeutet 
die Annahme der Substitu­
ierbarkeit der Lehrpersonen 
innerhalb der Lehreinheiten 
als Konsequenz einen stärke­
ren Bezug der Lehreinheiten 
auf die zuzuordnenden Stu­
dieneinheiten, dem allerding8 
die Gliederung der Studien­
einheiten und die hierin gege­
benen Substitutionsmöglich­
keiten entsprechen müssen, 
An diesem Punkt wird deut­
lich, wie die Gliederungsvor­
gaben zugleich mit den Stu­
dieninhalten in Beziehung 
stehen und diese beeinflussen. 
Die Definition der Studienein­
heiten muß ihrerseits entspre­
chend den zulassungsrechtli­
chen Vorschriften erfolgen 
und darf vor allein nicht die 
Möglichkeiten der Schwer­
punktbildung aus formal-kon­
struktiven Gründen abschnei­
den. 
7. Im Zusammenhang mit den 
Zuordnungsproblemen von 
Studieneinheiten zu Lehrein­
heiten hat es sich gezeigt. daß 
in der gegenwärtigen Situa­
tion die richtige quantitative 
Erfassung der Verflechtungen 
kaum gelingt. Die Dienstlei­
stungsberechnung kann nur 
das Ergebnis eines umfangrei­
chen und durch die zentralen 
Gremien gesteuerten Abstim­
mungsprozesses der Angebots­
bereiche und der Nachfrage­
normierungen sein. Bei der 
Durchführung ,des Vorlaufs 
haben sich in diesem Bereich 
erhebliche Datenmängel erge­
ben, die 'mit dem zur Verfü­
gung stehenden Instrumenta­
rium nicht , zu beseitigen sind. 
Darüber hinaus sind Dienst­
leistungen am Rande oder au­
ßerhalb des pflichtmäßigen 
Studienprogramms (z. b. 
Sprachkurse) vorzusehen. 
8. Zentralen Stellenwert in 
der Berechnung des Angebots 
haben die Festlegungen über 
die Lehrdeputate. Der Vorlauf 
brachte das Ergebnis, daß 
zwischen dienstrech tlicher 
Regelung und anzurechnen­
dem Deputatswert eine Dis­
krepanz besteht, die nach 
Meinung der Ständigen Aus­
schüsse I und III nicht durch 
Definitionsveränderungen auf 

dem Erlaßweg beseitigt wer­
den kann. 
Grundsätzlich soll nur selb­
ständige Lehre . quantitativ 
über Lehrdeputate . erfaßt 
werden. Dem muß natürlich 
die Berechnung der Nachfrage 
nach Lehre auf vergleichbarer 
Grundlage entsprechen. Die 
Berücksichtigung von Hilfs­
funktionen in der Lehre wie 
Vor- oder Nachbereitungsar­
beiten oder Durchführung von 
Unterricht sollte mit Hilfe 
noch wei terzuen twickelnder 
Instrumentarien zur Erhebung 
und Berechnung erfolgen; die 
teilweise vorhandenen fach­
spezifischen Probleme müssen 
hierbei berücksichtigt werden. 
Die Verminderungen und Re­
duzierungen führen in der 
'Form, wie sie vom HKM ge­
handhabt wurden, zu einer 
Überlastung der vorhandenen 
und in der Lehre tätigen Per­
sonen; insbesondere bei klei­
neren Lehreinheiten kann da­
durch die Funktionsfähigkeit 
beeinträchtigt werden. Die 
Ständigen Ausschüsse forderri 
für die Handhabung der Be­
stimmungen für Verminde­
rungen u.nd Reduzierungen 
Richtlinien auf der Basis ei­
nes von den Hochschulen er­
arbeiteten Kriterienkatalogs, 
der fachspezifische Erforder­
nisse berückSichtigt. 
9. Eine Kapazitätsfeststellung 
gerade unter dem GeSichtspunkt 
der maximalen Auslastung 
der Hochschulen erfordert na­
türlich auch die Erfassung al­
ler Aktivitäten in der Lehre. 
Dazu gehört insbesondere das 
Graduiertenstudium. zumin­
dest insoweit es ausgebaut ist 
un.d durchgeführt wird. Dabei 
tritt das Problem auf, daß die 
Doktoranden nicht alle imma­
trikuliert sind, weshalb sie bei 
Berechnungen mit Studenten­
zahlen nicht richtig berück­
'ichtigt werden können. 
Die Erfassung der Hochschul­
aktivitäten wird gleichermaßen 
problema tisch bei der Festle­
gung des Studienplanumfangs. 
Es reicht für eine vollständige 
und realitätsbezogene Abbil­
dung nicht aus, nur den Sol1-
Umfang der Studieneinheit zu 
quantifizieren, solange Wie­
derholung einzelner Teile des 
Studiengangs durch die Stu­
denten zu zusätzlicher Bela­
stung der Ausbildungskapazi­
tät führt. Die Ständigen Aus­
schüsse fordern die Einbezie­
hung aller kapazitätsbelasten­
der Aktivitäten der Hoch­
schulen in die Berechnung, wo­
bei verstärkt empirisches Ma­
terial als Berechnungsgrund­
lage herangezogen werden 
muß. 
10. Neben dem Gesamtumfang 
der Studien einheiten stellt 
sich das vorgegebene Raster 
der Veranstaltungsarten mi t 
den dazugehörigen Berech­
nungsparametern Anrech­
nungsfaktor und Gruppengrö­
ße als unzureichend gelöst 
dar. Der Katalog, wie durch 
die KapVO vorgegeben, ist 
deshalb unzureichend, weil er 
zum großen Teil zu wenig dif­
ferenziert ist und als normati­
ve Vorgabe dazu geeignet 
scheint, differenzierte Lehr­
und Lernformen ohen Rück­
sicht auf inhaltliche und di­
daktische Erfordernisse zu ver­
einhei tHchen. In elmgen 
Punkten ist eine sinn.volle Zu­
ordnung von Veranstaltungen 
zu Kategorien überhaupt nicht 
möglich. 
Als unbedingt zu ergänzende 
Veranstal tungsarten sind zu 
nennen: Kolloquium, Prosemi­
nar, Betreuung von Abschluß­
arbeiten (Staatsexamen, Magi­
ster). Generell sollte nach Mei­
nung der Ständigen Ausschüs­
se der gesamte Katalog der 
Veranstaltungsarten überar­
beitet werden mit dem Ziel 
einer stärkeren Differenzie-

rung und gen<iueren Beschrei­
bung der einzelnen Veranstal­
tungsar.t. Dazu gehören müs~ 
sen Quantifikationen für die 
Anrechnung auf die Arbeits­
leistung der Anbietenden wie 
der Nachfrager und Vorgaben 
für die Gruppengröße. Es ist 
darauf zu achten, daß die 
Wahl von Veranstaltungsfor­
men inhaltlich didaktisch be­
gründet werden kann. 
Im einzelnen sind bisher die 
Einzelfestsetzungen der Grup­
pengrößen und Anrechnungs­
faktoren aus fachspezifischer 
Sicht bei folgenden Veranstal­
tungsarten kritisiert worden: 
Übung: Gruppengröße 15-25 
Seminar: Gruppengröße 12 
Praktikum: Gruppengröße 4-15 
Exkursion: Gruppengröße 15, 
Anrechnungsfaktor 0,5 
Geländepraktika : Gruppen­
größe 8, Anrechnungsfaktor 1. 
Diese Liste ist naturgemäß 
noch unvollständig; bei der 
Erarbeitung des differenzier­
ten Veranstal tungsartenkata­
logs wären diese und weitere 
Vorschläge zu berücksichti­
gen. 
11. Die im Berechnungsmodell 
verwendeten Studienzeiten 
sind - worauf schon oft hin­
gewiesen wurde - nicht rea­
listisch im Vergleich zur Stu­
dienwirklichkeit. Obwohl das 
Problem bei der Modellbe­
rechnung keine großen Aus­
wirkungen hat, muß doch eine 
Lösung dahingehend ange­
strebt werden, größeren Rea­
litätsbezug zu erreichen. Zu 
warnen ist allerdings vor dem 
Vorhaben, die Realität durch 
administrative Maßnahmen 
der Norm anzupassen. 
12. Im Berechnungsverfahren 
spielen die Anteilsquoten als 
Verteilungsgrößen eine Rol­
le, die nach den Ergebnissen 
des Vorlaufs besonders kritik­
würdig sind. Bei empirischer 
Fortschreibung gemäß der 
bisherigen Studentenzahlen 
entfällt die Möglichkeit, auf 
zukünftige Entwicklungen 
sinnvoll gestaltend einwirken 
zu können, bei freier Festset­
zung ergeben sich weitgehen­
de und nur schwer kontrol­
lierbare Manipulationsmög­
lichkeiten. Nur ein Modellan­
satz wie der KapVO benötigt 
die Anteilsquoten als Rechen­
größen überhaupt; ein Iterati­
onsverfahren bei der Zuwei­
sung von Einzelkapazitäten 
ermöglicht dagegen zum einen 
die Berechnungen transparen­
ter Alternativen, zum anderen 
eine echte und richtige Maxi­
mierung der festgestellten 
Kapazitäten. 
13. Die Vorschriften des drit­
ten Abschnitts der Kapazi­
tätsverordnung enthalten 
mögliche Korrekturen der Er-

. gebnisse des Modells der per­
sonalbezogenen Kapazität. 
Nach der gemachten Erfah­
rung sind sie jedoch nicht 
hinreichend praktikabel, weil 
nicht operationalisierbar. Da­
neben sind weitere Datenpro­
bleme gegeben, die teilweise 
als nahezu unlösbar ange­
sehen werden müssen. Fach­
spezifisch können die weite­
ren kapazitätsbestimmenden 
Faktoren jedoch als wichtiger 
angesehen werden, als die per­
sonelle Kapazität, so daß ein­
heitliche operationalisierbare 
Prüfungsverfahren hier zu 
fordern sind. 
Zum Fragenkomplex des Rea­
litätsbezugs der Modellannah­
men gehört das Problem der 
Schwundquoten, welches jen­
seits der Berechnung der per­
sonellen Kapazität als weite­
rer relevanter Faktor zu be­
rücksichtigen ist. 
14. Die Diskussion um die 
Weiterentwicklung der Kapa­
zitätsverordnung geht nach 
dem gegenwärtig bekannten 
Stand dahin, die normativen 
VOl'gaben auch im Nachfrage-

bereich durch politische Ent­
scheidung bundeseinheitlich 
quantitativ festzulegen. Patal­
leI dazu bleibt es aber Aufga­
be der Hochschulen, durch de­
taillierte Berechnungen die 
Ausfüllung der Zahlenwerte 
zu überprüfen. Aus diesem 
Grunde ist die Weiterentwicl<­
lung des Modells bzw. der 
Modelle, Methoden und In­
strumentar'ien dringende Auf­
gabe. Der gegenwärtig er­
reichte Stand kann somit nur 
nochmals als vorläufig be­
zeichnet werden. 
15. Die Ständigen Ausschüsse 
I und III betonen zusammen­
fassend, daß Modellbildung 
und Berechnungsverfahren 
der Kapazitätsverordnung 
nicht zur. Zwangsjacke füi- die 
Aktivitäten der Hochschulen 
in der Gestaltung von Lehre 
und Forschung und bei der 
Durchführung der Studienre­
form werden dürfen. Demge­
mäß werden sie die Durchfüh­
rung und Auswirkung der 
Kapazitätsverordnung ständig 
überwachen und im Rahmen 
ihrer gesetzlich festgelegten 
Kompetenzen die hochschul­
bezogenen Entscheidungen 
treffen. 
Sie fordern die Veränderung 
bzw. Ergänzung der Bestim­
mungen der Kapazitätsverord­
nung im Sinne der ' genannten 
Einzelkritikpunkte, wobei auf 
Gleichbehandlung zwischen 
den Hochschulen und Ländern 
zu achten ist, da andernfalls 
die verfassungsrechtlich ge­
forderte Einheitlichkeit der 
Bedingungen für Hochschulen 
wie Studienbewerber verletzt 
wäre. 
Die Ständigen Ausschüsse be~ 
tonen, daß die Kapazitätsver­
ordnung nur einen Teil der 
universitären Wirklichkeit be­
schreiben kann und deshalb 
kein alleiniger Maßstab für 
die Hochschulplanung und -fi­
nanzierung sein darf. 

;: '- Leserbriefe: .' < ,'. ': 
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Wir sind nicht, wie das ads in 
einem Flugblatt vom 9.6. 1975 
behauptete, Fach bereichsver­
treter dieser Gruppe. Viel­
mehr sind wir unabhängige 
Kandidaten am Fach bereich 
Jura und stimmen mit der Po­
litik des ads keinesfalls über­
ein! 
Unabhängige Liste der Stu­
denten der RechtS'wissen­
schaften 
(H.-J. otto, W. Jensen, J. 
Klingler, W. Karehnke, G. Ve­
nohr, R. Bergmann, M. Bonn, 
G. Ochs, H. Rudolph I. Sand-
fort u. a.) . 

• 
Unsere Liste: "Liste der unab­
hängigen Studenten der Che­
mie" ist nicht wie das ads/SLH 
behauptete, Fachbereichsver­
treter des ads/SLH. 
Vielmehr sind wir unabhängi­
ge Kandidaten und 'stimmen 
mit der Politik des ads kei­
nesfalls überein.: 
Oswald Bellinger, Karlheinz 
Töpel, Thomas Morbe, Gerd 
Klebe, Peter Pullmann, Gün­
ther Konwisorz 

Die Gruppe Mathe-Initiative 
75 ist keine Fachbereichsliste 
des ads/SLH, wie im ads/SLH 
- Info vom 9. 6. 1975 behaup­
tet wurde. Ebenso ist kein 
Kandidat der Mathe-Initiative 
75 Mitglied im ads/SLH. Wir 
sind keiner politischen Hoch­
schulgruppe; sondern nur den 
Studenten unseres Fachberei­
ches verantwol'tlich. 

Ulrike Allenstein 
(für die Mathe-Initiative 75) 
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Das Institut für Betriebswirtschaftslehre - insbeson­
dere Handelsbetriebslehre - hat 3 Verträge über je 
50 Monatsstunden tür 

WISSENSCHAFTLICHE HILFSKRÄFTE 
OHNE ABSCHLUSS 

(weibl.) zu vergeben mit dem Aufgabengebiet: Hilfs­
arbeiten in Forschung und Lehre. 
Bewerbungen sind bis spätestens 15. 7. 1975 schriftlich 
an das Institut für Betriebswirtschaftslehre - insbes. 
Handelsbetriebslehre - Prof. Dr. R. Gümbel, (FB 2) 
6 Frankfurt am Main, Mertonstraße 17, zu richten. 

Das Institut für Petrologie, Geochemie und Lagerstät­
tenkunde im Fachbereich 17 (Geowissenschaften) sucht' 
zum baldigen Ein tri tt eine 

SEKRETÄRIN 
(BAT VI b). Die Bewerberin sollte die Fähigkeit und 
Bereitschaft zur selbständigen Erledigung von Ver­
waltungs- und Organisationsaufgaben haben. Gute 
Schreibmaschinen- und Stenokenntnisse ' werden er­
wartet. Englische Sprachkenntnisse sind erforderlich. 
Bewerbungen werden erbeten an den geschäftsführen­
den Direktor des Institutes, Prof. Dr. K. v. Gehlen, 
6 Frankfurt am Main, Senckenberganlage 28, Telefon 
798 - 2102. 

Im Fb 11 sind zum 1. 10. 1975 drei Verträge über 
61 Wochenstunden als 

WISSENSCHAFTLICJlE HILFSKRAFT 
(OHNE ABSCHLUSS) 

für die Fächer: Orientalistik, Sinologie, Japanologie zu 
vergeben. 
Aufgabengebiet : Technische Bibliotheksarbeiten, un­
selbständige wissenschaftliche Arbeiten zur Vorberei­
tung von Lehrveranstaltungen. 
Bewerbungen sind zu richten an das Direktorium des 
Asien- und Afrika-Instituts. 

Im Geographischen Institut, Betriebseinheit Physische 
Geographie im Fachbereich Geowissenschaften (17) ist 
die Stelle einer 

WISSENSCHAFTLICHEN HILFSKRAFT 
OHNE ABSCHLUSS 

für die Zeit vom 1. 10. 1975 bis 29. 2. 1976 zu besetzen. 
Aufgabenbereich : Mitarbeit bei Organisation und 
Durchführung von Forschung und Lehre. 
Arbeitszeit: 70 Stunden im Monat. 
Bewerbungen sind bis zum 15. 7. 1975 an den geschäfts­
führenden Direktor der Physischen Geographie, Fach­
bereich 1.7, zu richten. 

Am Englischdidaktischen Seminar ist ab sofort die 
Stelle einer 

STUDENTISCHEN HILFSKRAFT 
zu besetzen. 
Aufgabenbereich : Hilfe beim Ausfertigen eines wis:­
sensehaftlichen Manuskripts, zweimal 50 Monatsstun­
den a DM 7,30. 
Voraussetzungen: Schreibmaschinenkenntnisse er­
wünscht; Bewerber sollen das 4. Studien semester ab­
geschlossen haben. 
Bewerbungen an die Geschäftsführung des ED, Ket­
tenhofweg 139/2. Stock. 

In der Pharmakologie für Naturwissenschaftler im 
FB 15 ist voraussichtlich ab 1. 9. 1975 oder später fol­
gende Stelle neu zu besetzen: 

WISSENSCHAFTLICHER BEDIENSTETER 
(BATIla) 

Tätigkeitsmerkmale: Mitarbeit im Pharmakologischen 
Praktikum; Vorbereitungsarbeiten für die Durchfüh­
rung der pharmakologischen Vorlesung; Überwachung 
aes Tierstalles. 
AnforderuI)gen an die Bewerber: Abgeschlossenes 
pharmazeutisches Hochschulstudium; fundierte Kennt­
nisse zur Durchführung pharmakologischer Versuche. 
Bewerbungen sind bis zum 15. 7. 1975 an Prof. Dr. Dr. 
E. Mutschler, Pharmakologie für Naturwissenschaft­
ler, zu richten. 

Am Deutschen Seminar / FB 10 (Prof. V. Bohn) ist 
voraussichtlich zum 1. 9.75 ein 75-Std.-Vertrag für eine 

WISSENSCHAFTL. HILFSKRAFT 
neu zu besetzen. 
Aufgaben: Unterstützende Tätigkeiten bei der 
Vorbereitung und Durchführung von 
Lehrveranstal tungen 
Vorkorrektur von übungsarbeiten 
Geschäftsführungs- und Verwaltungs aufgaben 
Bewerbungen bitte bis spätestens drei Wochen nach 
Veröffentlichung an die Geschäftsführung des Deut­
schen Seminars. 

Am Pharmakognostischen Institut ist zum 1. 8. 1975 
die Stelle eines 

Im Fachbereich Biologie (Botanik) wird ein(e) 
LABORANT(lN) (BAT VII) 

für die Tätigkeit in der botanischen Sammlung für 
6 Monate (Verlängerung möglich) ab sofort gesucht. 
Bewerbung~n werden erbeten an den Vorsitzenden 
der Betriebseinheit Botanik, Frankfurt am Main, Sies­
mayerstraße 70. 

In der Werkstatt der Chemischen Institute Nieder­
ursel ist ab 1. Juli 1975 die Stelle eines 

FEINMECHANIKERGESELLEN 
(MtL 8) zu besetzen. 
Der Bewerber soll in der Lage sein, nach Skizzen oder 
Zeichnungen an allen in einer mechanischen Werkstatt 
üblichen Maschinen selbständig zu arbeiten. 
Bewerbungen sind zu richten an: Dekan des Fachbe­
reichs Chemie, 6 Frankfurt am Main, Robert-Mayer­
Straße 7-9. 

Am Deutschen Seminar 1 FB 10 (Doz. H. Leuninger) ist 
voraussichtlich zum 1. 9. 75 ein 75-Std.-Vertrag für eine 

WISSENSCHAFTLICHE HILFSKRAFT 
neu zu besetzen. 
Aufgaben: Unterstützende Tätigkeiten bei der Vor­
bereitung und 
Durchführung von Lehrveranstaltungen 
Verwaltungs- und Bibliotheksaufgaben 
Bewerbungen bitte bis spätestens drei Wochen nach 
Veröffentlichung an die Geschäftsführung des Deut­
schen Seminars. 

[in Fachbereich Mathematik ist zum 1. September 1975 
die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT IIa) 

zu besetzen. 
Arbeitsgebiete: Topologie 
Bewerbungen sind bis zum 15. Juli 1975 an den Dekan 
des Fachbereichs Mathematik der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität Frankfurt, 6 Frankfurt, Robert­
Mayer-Straße 6-10, zu richten. 

Im Fachbereich Rechtswissenschaft ist in Kürze die 
Stelle einer 

SEKRETÄRIN (BAT VI b) 

zu besetzen. 
Bitte rufen Sie uns unter 7 981 22 81 an oder senden 
Sie Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen an 
Prof. Dr. Ulrich Loewenheim, - Persönlich -, Fach­
bereich 1, Senckenberganlage 31. 

Im Historischen Seminar (FB 8) ist die Stelle einer 
WISSENSCHAFTLICHEN HILFSKRAFT 
OHNE ABSCHLUSS 

(80 Stunden im Monat) für die Zeit vom 1. 9. 1975j;)is 
31. 3. 1976 zu besetzen. 
Aufgabengebiet: Hilfsarbeiten für Lehre und For­
schung im Fachgebiet Neuere Geschichte. 
Bewerbungen sind zu richten an den geschäftsführen­
den Direktor des Historischen Seminars, Gräfstraße 76. 

Im Historischen Seminar soll in der Zeit vom 1. 8. 1975 
bis 31. 8. 1975 eine 

STUDENTISCHE HILFSKRAFT 
stundenweise beschäftigt werden (40 Stunden). 
Aufgaben: unterstützende Tätigkeit für ein For­
schungsprojekt. 
Bewerbungen sind zu richten an den geschäftsführen­
den Direktor des Historischen Seminars, Gräfstraße 76. 

Im Fachbereich Humanmedizin ist am Zentrum der 
Pharmakologie ab 1. 7. bzw. 1. 9. 1975 eine Stelle für 
eine 

TECHNISCHE ASSISTENTIN 
(CTA, PTA oder MTA) zu besetzen (BAT V c, DFG). 
Das Arbeitsgebiet umfaßt biochemische Untersuchun­
gen bei chronopharmakologischen Fragestellungen. 
Bewerbungen sind zu richten an Prof. Dr. B. Lemmer, 
Zentrum der Pharmakologie, 6 Frankfurt am Main 70, 
Theodor-Stern-Kai 7. Telefon 6301 - 69 56. 

Lehrstuhl für Bürgerliches, Handels- u, Wirtschafts­
recht 
Die Stelle des 

WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 
ist voraussichtlich im September 1975 neu zu besetzen. 
Bewerbungen bitte bis zum 15. Juli 1975 an Professor 
Dr. R. Wiethölter, Institut für Wirtschaftsrecht, Senk­
kenberganlage 31 III. 
Bewerber mit Kenntnissen und Erfahrungen in Sozial­
wissenschaften und Studienreform erhalten Vorzug. 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS Am Institut für Verkehrswissenschaft - Wirtschafts-
(BAT II a) zu besetzen. wissenschaftliche Abteilung - sind zum 1. Oktober 
Aufgabengebiet : Mitarbeit in der Lehre (Übungen und 1975 die Stelle einer 
Seminare sowie Betreuung von kleinen Arbeitsgrup- WISSENSCHAFTLICHEN HILFSKRAFT 
pen im Rahmen der Praktika "Pharmazeutische Bio- OHNE ABSCHLUSS 
logie II" und "Pharmazeutische Biologie III"), in der (55 Stunden monatlich) 
Forschung und bei der Institutsverwaltung. und die Stelle einer 
Einstellungsvoraussetzungen : Der Bewerber muß WISSENSCHAFTLICHEN HILFSKRAFT 
Apotheker sein und die Absicht haben, über ein Spe- MIT ABSCHLUSS 
zialproblem der Pharmazeutischen Biologie wissen-I (23 Stunden monatlich) 
schaftlich zu arbeiten. In Betracht kommen Bewerber, zu besetzen. 
die bereits auf den genannten Gebieten tätig waren Aufgabengebiet: Bibliotheksarbeiten (Katalogisierung, 
oder ihr Interesse an dem Fach durch überdurch- keine Bibliotheksaufsicht), Hilfe bei der Vorbereitung 
schnittliche Leistungen während ihrer Ausbildung be- von Lehrveranstaltungen und Forschungsarbeiten. 
legen können. Bewerbungen sind bis zum 25. Juli 1975 an das Institut 
Schriftliche Bewerbungen sind bis zum 23. 6. 1975 zu für Verkehrswissenschaft - Wirtschaftswissenschaft'­
richten an Prof. Dr. Georg Schneider, Pharmakogno- liehe Abteilung -, 6 Frankfurt am Main, Senckenberg-
s'tisches Institut. anlage 31, VI, zu richten. 

UNI-REPORT 

Am Deutschen Seminar I FB 10 (Professoren Frey/Seitz) 
ist voraussichtlich zum 1. 10. 75 ein ' 75-Std.-Vertrag 
für eine . 

WISSENSCHAFTL. HILFSKRAFT 
neu zu besetzen. 
Aufgaben: Unterstützende Tätigkeiten bei der Vor­
bereitung und 
Durchführung von Lehrveranstaltungen 
Vorkorrektor von Übungsarbeiten 
Geschäftsführungs- und Verwaltungs aufgaben 
Voraussetzung: abgeschlossenes 4. Fachsemester 
Bewerbungen bitte bis spätestens drei Wochen nach 
Veröffentlichung an die Geschäftsführung des Deut­
schen Seminars. 

Die Abteilung Zentrale Datenverarbeitung sucht ganz­
tägig vom 1. Juli bis 31. Oktober 1975 eine 

STUDENTIN ALS DATENERF ASSERIN 
für ICL/KEY -EDIT 50 Magnetbandgeräte. 
Erfahrungen als Datenerfasserin oder Schreibmaschi­
nenkenntnisse wäre von Vorteil, sind jedoch keine 
Bedingung. 
Interessenten wollen sich bitte bei dem Leiter der 
Zentralen Datenverarbeitung, Herrn Sanader, Senk­
kenberganlage 31, Mehrzweckgebäude, 5. OG, Zi. 554, 
Telefon 7 98 - 28 32, melden. 

Das Institut für Sozialpädagogik und Erwachsenen-
bildung schreibt die Stelle einer . 

WISSENSCHAFTLICHEN HILFSKRAFT 
MIT ABSCHLUSS 

aus (92 Stunden monatlich). 
Der Bewerber soll die Aufgaben beim Aufbau einer 
Dokumentation über Jugendforschung in Latein­
amerika wahrnehmen. 
Kenntnisse auf diesem Gebiet sind Voraussetzung. 

Am Seminar für Didaktik der Französischen Sprache 
und Literatur sind ab 1. Oktober 1975 folgende Stellen 

WISSENSCHAFTLICHER HILFSKRÄFTE 
OHNE ABSCHLUSS 

zu besetzen: 
1 wissenschaftl. Hilfskraft o. A. a 70 Std. für Biblio­
theksarbei ten 
2 wissenschaftl. Hilfskräfte o. A. a 50 Std. Unter­
stützende Tätigkeiten bei der Vorbereitung und Durch­
führung von Lehrveranstaltungen und Forschungspro­
jekten. 

Das Institut für Sozialforschung sucht zum baldmög­
lichen Eintritt. 

SEKRETÄRINNEN 1 PHONOTYPISTINNEN 
für interessantes Arbeitsgebiet und zum Schreiben von 
wissenschaftlichen Texten. 
Vergütung erfolgt nach BAT, 5-Tage-Woche, beweg­
liche Arbeitszeit möglich. 
Bewerbungen erbeten an Institut für Sozialforschung 
6 Frankfurt/Main, Senckenberganlage 26, Tel. 75 200.3. 

Bei der Professur für Didaktik der Wirtschaftswissen­
schaften ist die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BA T Ha) zu besetzen. 
Der Schwerpunkt des Aufgabengebietes liegt bei der 
Mitwirkung in der Lehre bei einführenden Veranstal­
tungen, insbesondere der Betreuung von studentischen 
Arbeitsgruppen. Mitarbeit in den Forschungsbereichen 
U n terrich tsforsch ung (kaufmännisch -berufliche Sch u­
len) und betriebliche Ausbildung ist erwünscht. Wei­
tere wissenschaftliche Qualifikation des Mitarbeiters 
ist in den genannten Forschungsbereichen projektiert. 
Einstellungsvoraussetzung : Diplom -Handelslehrer­
examen oder Diplom in Wirtschaftswissenschaften mit 
dem Nachweis wirtschaftspädagogischer/didaktischer 
Kenntnisse. Praktische Erfahrung an beruflichen 
Schulen und im betrieblichen Ausbildungswesen er­
wünscht. 
Schriftliche Bewerbungen mit den üblichen Unter­
lagen bis zum 15. Oktober 1975 an: Professur für Di­
daktik der Wirtschaftswissenschaften, Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaften, 6 Frankfurt a. M., Merton­
straße 17. 

Bei der Professur für Didaktik der Wirtschaftswissen­
schaften ist die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT Ha) mit einem Einjahresvertrag zum nächstmög­
lichen Termin zu besetzen. 
Das Aufgabengebiet umfaßt vorrangig die Mitarbeit 
an einem unterrichtswissenschaftlichen Forschungs­
projekt mit dem Schwerpunkt berufliche Schulen kauf­
männischer Fachrichtung und in der Lehre, insbeson­
dere die Betreuung von studentischen Arbeitsgruppen. 
Einstellungsvora ussetzung : Diplom -Handelslehrer­
examen oder Diplom-Examen in Wirtschaftswissen­
schaften und Nachweis pädagogischer/didaktischer 
Studien. Erwünscht ist weiterhin praktische Erfahrung 
im Unterricht an beruflichen Schulen oder der Nach­
weis praktisch-didaktischer Übungen. 
Schriftliche Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen 
bis zum 18. Juli 1975 an: Professur für Didaktik der 
Wirtschaftswissenschaften, Fachbereich Wirtschafts­
wissenschaften, 600.0 Frankfurt a. M., Mertonstraße 17. 

Das Juristische Seminar sucht ab sofort eine 
MITARBEITERIN 

für Sekretariats- und Verwaltungsarbeiten. Schreib­
maschinenkenntnisse sind erwünscht, Vergütung nach 
BAT VII. 
Interessenten werden gebeten, sich mit der Biblio­
theksleitung, Senckenberganlage 31, Telefon 7 98 / 
2225, in Verbindung zu s€tzen. 
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Förderungsprogramm der DFG 
Neutrale Mechanismen 
des Verhaltens 
Unter dem Einfluß von Sin­
neseindrücken und hormonel­
len Veränderungen des Orga­
nismus kontrollieren Verhal­
tensmechanismen ' mit Hilfe 
ererbter oder erlernter, im 
Nervensystem gespeicherter 
Programme 'die Verhaltensab­
läufe der Tiere - wie Be­
wegungsmuster, Lautstrophen, 
u. a. 
Mit der Einrichtung eines 
neuen Schwerpunktpro­
gramms "Neutrale Mechanis­
men des Verhaltens" fördert 
die Deutsche Forschungsge­
meinschaft die experimentelle 
Analyse dieser kausalen Zu­
sammenhänge. 
Die Verhaltensforschung oder 
Ethologie hat in den letzten 
Jahrzehnten eine Fülle von 
Fakten und Gesetzmäßigkei­
ten aus allen Bereichen tieri­
schen Lebens, vom Orientie­
rungsverhalten der Einzeller 
bis zum Sozialverhalten kom­
plexer Primatengruppen, er­
arbeitet. Daraus wurden Vor­
stellungen und Modelle über 
die Ursachen dieser Verhal­
tensformen abgeleitet. Die Be­
deutung der vergleichenden 
Verhaltensforschung für die 
Humanbiologie, vor allem 
aber für die Psychologie und 
Neurologie, fand in der Ver­
leihung des Nobelpreises für 
Medizin 1974 an Konrad Lo­
renz, Karl von Frisch und 
Nico Tinbergen ihre Anerken­
nung. 
Neben der Förderung von Un­
tersuchungen und Methoden, 
die Verhaltensweisen auf ihre 
neuralen Grundlagen zurück­
führen, wird das Schwer­
punktprogramm besonderes 
Gewicht auf den vergleichen­
den Aspekt dieser "Neuro­
ethologie" legen. Jede Tierart 
hat neben allgemeinen Ver­
haltensmustern einige speziel- ' 
le Verhaltensweisen, die ein 
Merkmal ihrer Art sind. Die 
häufig bei nahe verwandten 
Arten zu beobachtenden hoch­
spezialisierten Verhaltensun­
terschjede sind keine zufälli­
gen Variationen einer spiele­
I'ischen Natur, sondern ent­
puppen sich bei näherer Ana­
lyse als fein abgestimmte An­
passung an die Lebensbedin­
gungen der Tierart. Sie sind 
damit ein tragendes Element 
bjologischer Evolution, und 
die vergleichende Untersu­
chung von neuralen Mecha­
nismen des Verhaltens, die 
den Menschen mit einbezieht, 
wird damit zu einer wesentli­
chen Erkenntnisquelle für die 
Stl'ategie der Entwicklung. 
Die Deutsche Forschungsge-
meinschaft hat fül' das 
Schwerpunktprogramm für 
die Jahre 1975/76 2,2 Mio DM 
vorgesehen. 

Klinisch Pharmal{ologie 
Die klinische Pharmakologie 
erforscht die Verteilung und 
Ausscheidung von Arzneimit­
teln, ihre, etwaige chemische 
Umwandlung im Körper und 
ihre Einwirkung auf Organ­
funktionen und Stoffwechsel­
vorgänge. 
Dies sind zugleich die Haupt­
themen eines neuen Schwer­
punktes, die mit Methoden 
der experimentellen Pharma­
kologie, der klinischen Chemie 
und Biochemie sowie der ex­
perimentellen und klinischen 
Physiologie bearbeitet werden. 
Aber auch Fragen der Ab­
grenzung erwünschter von 
unerwünschten Arneimittel­
wirkungen (sogenannte Ne:­
benwirkungen), die Gewöh­
nung und der Drogenabhän­
gigkeit gehören zu diesem 
Programm, mit dem eine För­
derinitiative der Paul-Marti-

ni-Stiftung der medizinisch­
pharmazeutischen Studienge­
sellschaft e.V. fortgesetzt 
wird, die bereits den Aufbau 
klinisch-pharmakologischer 
Arbeitsgruppen und Abteilun­
gen an den Universitätsklini­
ken in Mainz, Heidelberg, 
Würzburg und Düsseldorf mit 
insgesamt 1,2 Millionen DM 
ermöglichte. 
Für . die Anlaufphase des 
DFG-Schwerpunktes in den 
Jahren 1974-1976 spendete 
die Paul-Martini-Stiftung 
weitere 1,5 Millionen DM. 
Über die Aktivitäten der Bun­
desregierung auf ' dem Gebiet 
des Arzneimittelwesens, ins­
besondere der Arzneimittelsi­
cherheit, ist die Öffentlichkeit 
in den letzten Monaten aus­
führlich informiert worden. 
Zur Regelung vieler Einzel­
fragen fehlen jedoch die wis­
senschaftlichen Voraussetzun­
gen. Von dem Schwerpunkt 
werden daher auch Beiträge 
zu künftigen gesetzgeberi­
schen Maßnahmen erwartet. 
Informationsgespräche zwi­
schen der Deutschen For­
schungsgemeinschaft und dem 
Bundesministerium für Ju­
gend, Familie und Gesundheit 
haben bereits stattgefunden. 
Die weitere Förderung der 
klinischen Pharmakologie soll 
in enger Absprache zwischen 
beiden Institutionen erfolgen. 
Neben ihrem Gemeinschafts­
programm werden beide För­
derorganisationen wie in den 
vergangenen Jahren Stipendi­
en bereitstellen, mit deren 
Hilfe junge Wissenschaftler 
an international anerkannten 
ausländischen Instituten und 
Kliniken ausgebildet werden 
und Forschungsarbei ten 
durchführen können. 

Illdustriegeographie 
Die zunehmenden und sich 
vielfach verändernden Flä­
chen- und Umweltansprüche 
der Industrie auf der einen 
und der Wunsch nach wirt­
schaftlichem Wachstum sowie 
Beschaffung von Arbeitsplät­
zen in bestimmten Regionen 
auf der anderen Seite stellen 
ein anscheinend unlösbareres 
Problem in vielen Industrie­
nationen und Verdichtungsge­
bieten dar. In der Öffentlich­
keit ist man sich - wie viele 
Beispiele aus jüngster Zeit 
zeigen - dieser Problematik 
in steigendem Maße bewußt. 
Nicht weniger bedeutsam sind 
Fragen nach den räumlichen 
Bedingungen industrieller 
Entwicklungsprozesse und ih­
rem Einfluß auf regionale 
Strukturen in bisher nicht 
oder nur wenig industriali­
sierten Ländern und Regio­
nen. Sachlich fundierte Lö­
sungen setzen aber verstärkte 
wissenschaftliche Grundlagen­
forschung voraus, die im Be­
reich der Industriegeographie 
durch einen neuen Schwer­
punkt der Deutschen For­
schungsgemeinschaft geför­
dert werden soll. 
In dem neuen Programm "In­
dustriegeographie" sollen we­
sentliche Fortschritte in den 
Arbeitsmethoden der Indu­
striegeographie und die Anhe­
bung des Standes der empiri­
schen Forschung erreicht 
werden. 
Das wissenschaftuche Pro­
gramm beinhaltet u. a.: 
die Untersuchung unter­
schiedlicher Regionalstruktu­
ren der Industrie in ausge­
wählten Wirtschafts- und So­
zialsystemen, 
die Untersuchung der räumli­
chen Folgen von technologi­
schen und organisatorischen 
Prozessen der Industrieent­
wicklung, 
die Untersuchung von bran­
chenspezifischen industriellen 

Flächenansprüchen und ihren 
Planungsmöglichkeiten, 
die Untersuchung der Reich­
weite und räumlichen Ver­
flechtung der Industrie. 
Es sollen wichtige Erkennt­
nisse der industriellen Ent­
wicklungsprozesse in ihren 
räumlichen und gesellschaftli­
chen Zusammenhängen ge­
wonnen werden, die schließ­
lich zu alternativen Lösungs­
vorschlägen führen können. 
Für das erste Lauf jahr des 
Schwerpunktes sind rund 0,6 
Mio DM bewilligt. 

Geochemie umwelt­
relevanter Spurenstoffe 
Die Aufklärung der natürli­
chen Belastung unserer Um­
welt ist eine wichtige Vorbe­
dingung für die Feststellung 
der Umweltverschmutzungen. 
Die Konzentrationen insbe­
sondere von toxischen Sub­
stanzen aus natürlichen Vor­
kommen müssen im Sinne ei­
ner effizienten Umweltvorsor­
ge ermittelt werden. Stellt 
man beispielsweise bei einer 
Trinkwasserprobe erhöhte 
Konzentrationen von Fluor 
fest, so können diese nicht 
nur aus Industrieabfällen, 
sondern auch aus natürlichen 
Vorkommen ~tammen. 
Das Ziel des Schwerpunktpl'o­
grammes ist es, an regionalen 
Modellen die Wechselwirkung 
zwischen Atmosphäre, Gewäs­
sern, Böden und Gesteinen in 
bezug auf die natürlich vor­
kommenden Elemente (z. B. 
Quecksilber, Blei, Cadmium, 
Arsen, Fluor) zu untersuchen, 
analytische Methoden zu ver­
gleichen und zu standardisie­
ren und -Methoden zu' entwik­
keIn, m.it denen auch.;' eJttrem 
niedrige Konzentrationen be­
stimmt werden können. 

Die natürliche Belastung von 
Gesteinen, Grundwasser und 
Böden im "Vorfeld der an­
thropogenen Verschmutzung" 
soll aufgeklärt und der geo­
chemische Kreislauf dieser 
Elemente ermittelt werden. 
Diese Erkenntnisse sollen 
auch für die geochemische 
Prospektion genutzt werden. 

Der Senat der Deutschen For­
schungsgemeinschaft hat für 
das Jahr 1974 1 Mio DM be­
rei tgestell t. 

Lehr-Lern-Forschung 
Im Rahmen des neuen 
Schwerpunktprogramms 
"Lehr-Lern-Forschung" sollen 
die wechselseitigen Zusam~ 
menhänge untersucht werden 
zwischen 
1. Lehr- und Lernzielen. 
2. Lehr- und Lernstrategien, 
3. einzusetzende Medien, 
4. Persönlichkeitsvariablen 
der Lehrenden und Lernen­
den. 
Insbesondere werden Lö­
sungsvorschläge erwartet zu 
Fragen der Individualisierung 
und Differenzierung als den 
organisatorischen und didakti­
schen Zentral problemen der 
Schule und des Unterrichts, 
und zwar im Hinblick auf die 
Strukturen der Lehrmateriali­
en, das Lehrverhalten und die 
Organisationsstrukturen, die 
zur Realisierung von Indivi­
dualisierung und Differenzie­
rung notwendig und unter 
den Bedingungen des gegen­
wärtigen Schulsystems mög-
lich sind. . 

Die im Schwerpunktpro-
gramm bearbeiteten Projekte 
sollen nach Möglichkeit auf 
die Altersstufe der 5. und 6. 
Klasse (Sekundarstufe I) so­
wie auf curriculare Realisie­
rungen in den Fächern Ma­
thematik und Englisch (als 1. 
Fremdsprache) bezogen sein. 

Die Deutsche Forschungsge­
meinschaft hat dafür 0,8 Mio 
DM für das erste Jahr der 
Förderung (1975) bereitge­
stellt. 

Biologie des Alterns 
Unser Wissen über den Al­
ternsprozeß ist noch sehr lük­
kenhaft. Die Altersforschung 
in der Blmdesrepublik 
Deutschland bedarf der be­
sonderen Förderung, wenn sie 
den Anschluß an den interna­
tionalen Forschungsstand 
nicht verlieren will. 
Die Deusehe Forschungsge­
meinschaft möchte daher 
durch ein neues Schwer­
punktprogramm "Biologie des 
Alterns" auch junge Wissen­
schaftler für diese Probleme 
interessieren und der Bedeu­
tung der erhöhten Lebenser­
wartung der Menschen in un­
serer Gesellschaft Rechnung 
tragen. 
Das Altern von Lebewesen, 
insbesondere das des Men­
schen, wirft biologisch-medi­
zinische, psychologische und 
soziologische Probleme auf. 
Das wissenschaftliche Pro­
gramm dieses Schwerpunktes 
zielt auf die kausal-analyti­
sche Bearbeitung der biologi­
schen humanbiologischen Fra­
gestellungen des Alterns. In 
der Anfangsphase sollen vor­
rangig die wissenschaftlichen 
Grundlagenerkenntnisse über 
die Faktoren, die das Altern 
steuern, erweitert werden. 
Auf der Grundlage dieser Er­
kenntnisse könnte die Rolle 
des Alterns als Disposition für 
die Entstehung von Krank­
heiten weiter analysiert wer­
den. 
Eine Expertengruppe hat in 
umfangreicher Vorprbe~t ein 
wissenschaftliches Programm 
mit folgenden Themenberei­
chen umrissen: 
- Biologie des Alterns in in­
formationstragenden und 
strukturellen Makromolekü­
len, 
- Biologie des Alterns in iso­
lierten teilungsfähigen und 
nicht teilunfsfähigen Zellen, 
- Biologie des Alterns der 
Interaktion von Zellen und 
Zellverbänden, 
- Biologie der altersabhängi­
gen Transportprozesse in Ge­
weben und Organen, 
- Biologie ,des Alterns des 
Immunsystems, 
- Homonale Einflüsse auf die 
Biologie des Alterns. 
Die Fritz-Thyssen-Stiftung 
Köln, hat bereits die Vorbe­
reitung durch eine Symposium 
gefördert und die Finanzie­
rung des Programms für zwei 
Jahre - 1975 und 1976 - be­
schlossen. 
Für 1975 stellt sie 2 Mio DM 
zur Verfügung. 

Thermische Eigen­
schaften VOll Mehrstoff -
und Mehrphasen­
systemen 
Verfahren zur Energieerzeu­
gung, wie z. B.die gesamte 
Kraftwerktechnik mit Aus­
nahme der Wasserkraftwerke, 
sowie die Gewinnung chemi­
scher Produkte basieren häu­
fig auf thermischen Prozessen. 
Voraussetzung zur sicheren 
Beherrschung dieser Verfah­
ren ist eine genaue Kenntnis 
der thermischen Eigenschaf­
ten daran beteiligter Stoffe. 
Das neue Schwerpunktpro­
gramm der Deutschen For­
schungsgemeinschaft "Ther­
mische Eigenschaften von 
Mehrstoff- und Mehrphasen­
systemen " konzen triert sich 
auf die Lösung von Fragen 
und Problemen thermischer 
Stoffeigenschaften. 
Gemische verschiedener Gase 
oder Flüssigkeiten bilden mit 

ihren spezifischen thermi­
schen Eigenschaften Grundla­
schenmolekularer Wechsel­
wirkungen. 
Im einzelnen hat das Schwer­
punktprogramm folgende 
Zielsetzungen: 
1. Messung der 'Stoffeigen­
schaften von Fluiden und be­
sonders fluiden Gemischen; 
a) im thermodynamischen 
Nichtgleichgewicht, 
b) im thermischen Gleichge­
wicht. 
2. Erfassung der gemessenen 
Zustandsgrößen durch Korre­
lation von höchstmöglicher 
Genauigkeit. 
3. Entwicklung neuer Metho­
den und Ausbau bekannter 
Verfahren zur Voraussberech­
nung thermischer Stoffwel'te 
von reinen Fluiden und be­
sonders fluiden Gemischen. 
Der Senat der Deutschen For­
schungsgemeinschaft hat für 
das erste Jahr zur Förderung 
des neuen Schwerpunktpro­
gramms 1,7 Mio DM bereitge­
stellt. 

Physiologie und 
Pathophysiologie des 
Immunsystems 
Mit der Einrichtung des neuen 
Sch werpunktprogramms 
"Physiologie und Pathophysio­
logie des Immunsystems" setzt 
die Deutsche Forschungsge­
meinschaft neue Akzente in 
der immunologischen Grund­
lagenforschung. 
Das Immw~system erfüllt Ab­
wehraufgaben des Organismus 
und hat damit für die Ausein­
andersetzung des Individuums 
u. a. mit bakteriellen und vi­
rusindizierten Krankheiten 
größte Bedeutung. Durch sei­
ne intensive ,Erforschung hofft 
man, auch auf dem Gebiet der 
Krebsforschung und -therapie 
neue Erkenntnisse zu _gewin­
nen. 
Durch die Initiative der DFG 
konnte die immunbiologische 
Grundlagenforschung in der 
Bundesrepublik reaktiviert 
und in Teilgebieten an das in­
ternationale Leistungsniveau 
herangeführt werden. 
Die Zielsetzung des neuen 
Programms berücksichtigt die 
Tatsache, daß bisher nicht 
alle Bereiche der Immunbiolo­
gie im gleichen Maße bearbei­
tet und befriedigend entwik­
kelt werden konnten. Insbe­
sondere ist die Förderung der 
klinischen Immunologie drin­
gend erforderlich. 
Folgende Themen der Immun­
biologie sollen in dem neuen 
Schwerpunktprogramm vor­
rangig gefördert werden: 
- Medatoren (Signal-Über­
mittler, die während des Im­
munisierungsprozesses für die 
Zell-Kooperation und für die 
Regulation verantwortlich 
sind), 
- Oberflächenstruktur der 
Immunzelle, 
- Genetik des Immunsy-
stems, 

(Fortsetzung auf Seite 8) 
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hard Reisig, Presse· und Informa­
tionsstelle der Johann Woltgang 
Goethe-Unjversität Franl{furt, D-6 
Frankfurt am Main 1. Senckenberg­
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Unjon-Druckerei. 6 Frankfurt am' 
Main. 
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• S ipen len 
Max-Kade-Foundation 
USA 
Die Max-Kade-Stiftung in den 
Vereinigten Staaten von Ame.,. 
rika hat die Deutsche For­
schungsgemeinschaft gebeten, 
ihr bei der Durchführung ei­
nes Siipendienprogramms für 
die Fortbildung junger Natur­
wissenschaftler aus der Bun­
desrepublik Deutschland in 
den Vereinigten Staaten be­
hilflich zu sein. 
Die Stipendien sollen hoch­
qualifizierten jungen Wissen­
schaftlern zukommen, die be­
reits durch eine mehrjährige 
Tätigß:eit an Hochschulen oder 
wissenschaftlichen For­
schungsinstituten 'äusgewiesen 
sind und die Fähigkeit zu' 
selbständiger Forschungs­
oder Lel)rtätigkeit haben. 
Die Stipendiaten sollen in der 
-Regel nicht älter als 45 'Jahre 
sein. 
Die Stipendien " gelten in der 
Regel für ein' Jahr; es wird 
erwartet, daß der Antragstel­
ler nach ., Beendigung , seines 
Stipendiums zurückkehrt. ' 
Das' Stipendium setzt sich wie 
folgt zusammen: 
- Die Höhe des Grundstipen-
diums beträgt US-Dollar 
11500,-; , 

=-- Dazu werden für den Sti­
pendiaten Reisekosten bis zur 
Höhe von US-Dollar 800,00 
übernommen. 

<# - Wird der Stipendiat von 
seiner Familie begleitet, so 
wird auch der Fahrtkostenzu­
schuß für die Ehefrau bis zu 
einer Höhe von US-Dollar 
800,00 übernommen. Für jedes 
mi treisende Kind werden US­
Dollar 400,00 als Reisekosten 
gewährt. Der Fahrtkostenzu­
schuß von US-Dollar 800,00 
erhöht sich für den Mittleren 
Westen um US-Dollar 50,00 
und für den Westen Amerikas 
um US-Dollar 100,00. 
- Außerdem erhält der Sti­
pendiat für Reisen innerhalb 
der Vereinigten Staaten einen 
Betrag von US-Dollar 800,00. 
- Die Atlantik-Reisekosten 
werden dem Stipendiaten so­
fort nach Ankunft ausgezahlt. 
- Der Betrag für die inner­
amerikanischen Reisen gelangt 
im Einvernehmen zwischen 
Stipendiat und gastgebender 
Universität zur Auszahlung. 
- Die Kosten für innerameri­
kanische Reisen sind in erster 
Linie dazu bestimmt, wissen­
schaftliche Fachkongresse 
während des Aufenthalts zu 
besuchen oder Informations­
reisen zu anderen, für den 
Stipendiaten interessanten 
Forschungsstätten zu unter­
nehmen. Der Rest kann für 
etwaige Sachkosten verwendet 
werden. 
- Ein Zuschuß von US-Dol­
lar 2100,00 für die Ehefrau 
und von US-Dollar 550,00 je 
Kind kann auf Antrag ge­
währt werden, wenn der Sti­
pendiat von seiner Familie 
begleitet wird. 
- Der Familienzuschlag kann 
zur Hälfte ausgezahlt werden, 
wenn die Familie des Stipen­
diaten in Deutschland bleibt. 
- Der Stipendienbetrag wird 
der jeweils gastgebenden In­
stitution zur Verfügung ge­
stellt und dem Stipendiaten in 
monatlichen Raten ausgezahlt. 
- Der Stipendiat soll die 
Universität oder das wissen­
schaftliche Institut, an dem er 
während seines Aufenth'alts 
zu arbeiten wünscht, selbst 
auswählen. Er trägt die Ver­
antwortung, daß die Verhand­
lungen bezüglich der Bereit­
stellung des Arbeitsplatzes bis 
zum Antritt des Stipendiums 

'\ erfolgreich abgeschlossen sind. 
Jeder Bewerber muß eine 

schriftliche Bestätigung der 
gast gebenden Universität bei-, 
bringen, woraus hervorgeht, 
daß diese ihn ausgewählt und 
angenommen hat. 
Die Stipendiaten sollen aus­
reichende Sprachkenntnisse 
im Englischen nachweisen. 
Anträge sind an die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft, 
53 Bonn-Bad Godesberg, Ken­
nedyallee 40, zu richten. 
Dem formlosen Antrag sind 
folgende Unterlagen beizuge­
ben: 
a) Lebenslauf; 
b) Beschreibung der bisheri­
gen wissenschaftlichen Tätig­
keit, einschließlich Ausbil­
dung; 
c) Liste der wissenschaftli­
chen V~röffent1ichungen1 
d) Bestätigung des Institutsdi­
rektors, daß der Stipendiat 
nach Beendigung seines Sti­
pendiums in eine seinen Lei­
stungen angemessene Position 
wieder im Institut aufgenom­
men wird; 
e) Detaillierter Arbeitsplan 
für den Aufenthalt in den 
Vereinigten Staaten; 
f) Schriftliche Bestätigung der 
gastgebenden Universität, aus 
der hervorgeht, daß diese ihn 
ausgewählt und angenommen 
hat; 
g) Angabe von drei Referen­
zen, die den Antragste.11er 
während seiner wissenschaft­
lichen Ausbildung oder seiner 
anschließenden Tätigkeit per­
sönlich gekannt haben und 
seine Entwicklung beurteilen 
können. 
Die Bearbeitung des Antrags 
erfolgt in der Geschäftsstelle 
der Deutschen Forschungsge­
meinschaft. 

Br'itish-Council­
Stipendien 
Der British Council verleiht 
für das akademische Jahr 19761 
77 eine Anzahl von Stipendien 
zu Studien- oder Forschungs­
zwecken an britischen Univer­
sitäten oder hochschulange­
schlossenen Lehr- und For­
schungsanstal ten. 
Stipendiaten können ihren ei­
genen Studien oder For­
schungsarbeiten nachgehen. 
Die Stipendien sind nicht in 
erster Linie zur Erlangung 
eines britischen akademisclren 
Grades oder einer beruflichen 
Qualifikation gedacht, wenn 
auch in Ausnahmefällen eine 
besondere Erlaubnis hierzu 
vom British Council eingeholt 
werden kann. 
Bewerber müssen sein: Hoch­
schullehrer, die an einer Uni­
versität oder Technischen Hoch­
schule tätig sind; Studenten, 
die an einer Universität oder 
Technischen Hochschule imma­
trikuliert sind und deren Stu­
dium bis zum Wintersemester 
1976 abgeschlossen sein wird; 
Wissenschaftler, die in der For­
schung tätig sind. 
Stipendien werden vorzugs­
weise an solche Bewerber ver­
geben, die zur Zeit ihres An­
trags ihr Studium bereits abge­
schlossen haben. 
Bewerber dürfen am 1. Okto­
ber 1976 nicht älter als 35 Jahre 
alt sein und vorzugsweise nicht 
jünger als 25. Alle Bewerber 
müssen über gute englische 
Sprachkenntnisse in Wort und 
Schrift verfügen. Alle Bewer­
ber müssen die deutsche Staats­
angehörigkeit besitzen. 
In der Regel werden die Sti­
pendien für 10 Monate, vom 
Oktober 1976 bis Juli 1977 ein­
schließlich, erteilt. 
Der British Council gewährt 
einmal im Jahr ein Stipendium 
mit zusätzlichen Zuschüssen 
für die Dauer' von 2 bis 3 Jab­
ren. Bewerber für dieses als 
"Fellowship" bekannte Stipen-
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Mit politischen und sonstigen Parolen wurden die Wände dieses Seminarraums im Turm verun­
ziert. Die Farbe läßt sich mit üblichen Mitteln nicht entfernen. Etwa 18000 Mark wird es kosten, 
den Raum und den davor liegenden Flur wieder zu säubern. Foto: Heisig 

dium erhalten auf Wunsch aus­
führliche Richtlinien. 
Ein vollständiges Stipendium 
besteht aus den Reisekosten 
von Deutschland nach Groß­
britannien zu Beginn und zu­
rück bei Beendigung des Sti­
pendiums' den Unterriclitsge­
bÜhren, den monatlichen Un­
terhaltskosten, einem einmali­
gen Zuschuß bis zu :f, 30 für 
Bücher und Lehrinstrumente 
und den genehmigten Reise­
kosten in Großbritannien. Der 
British Council behält sich vor, 
unter gegebenen Umständen 
nur einen Teil der vorerwähn­
ten Leistungen zu gewähren. 

Für den Unterhalt zahlt der 
British Council monatlich einen 
steuerfreien Betrag von :f, 110. 
Sind Stipendiaten in der Lage, 
einen finanziellen Beitrag zu 
ihrem Studium zu leisten, so 
kann der vom British Council 
bewilligte Betrag entsprechend 
herabgesetzt werden. 

Bewerbungsformulare mit der 
Aufschrift "British Council 
Scholarship Application Form" 
können durch das zuständige 
Akademische Auslandsamt oder 
unmittelbar von der British 
Council Büros in Köln 1, Hah­
nenstraße 6; Berlin-Charlot­
tenburg, Hardenbergstr. 20; 
Hamburg 13, Harvestehuder 
Weg Ba und München 40, Gise­
lastraße 10/1 bezogen werden. 
Das genannte Formular ist in 
FÜNFF ACHER Ausfertigung 
in ENGLISCHER Sprache aus­
zufüllen und zusammen mit 
folgenden Dokumenten einzu­
reichen: 

(1) Ein vom Bewerber unter­
schriebener Lebenslauf in eng­
lischer Sprache in FüNFFA­
CHER Ausfertigung, über seine 
Vorbildung, seine allgemeinen 
Interessen, seine bisherige Tä­
tigkeit mit Einzelheiten über 
die innegehabte Stellungen. 
Dieser Lebenslauf muß ferner 
eine ausführliche und gen aue 
Beschreibung über den beab­
sichtigten Gang und Ort des 
Studiums in Großbritannien 
und über die Arbeit biw. Stel­
lung enthalten, die der Bewer­
ber nach seiner Rückkehr in 
Deutschland aufzunehmen ge­
denkt. Kandidaten der Medizin 
reichen außerdem FÜNF Exem­
plare eines besonderen Formu­
lars ein, das ebenfalls bei dem 
zuständigen Auslandsamt usw. 
erhältlich ist. 

(2) Je FÜNF Abschriften der 
übersetzung von Urkunden 
über akademische Auszeich­

,nungen des Bewerbers, seiner 
Diplome usw. Diese überset­
zungen müssen entweder durch 

die betreffende Universität 
oder durch einen vereidigten 
Dolmetscher beglaubigt sein. 
Darüber hinaus können derar­
tige übersetzungen auch von 
den oben angegebenen Büros 
des British Council in Deutsch­
land kostenlos beglaubigt wer­
den. In Latein abgefaßte Ur­
kunden sind nicht zu überset­
zen. 
(3) Fünf Paßbilder (7 cm x 5 
cm) des Bewerbers mit Angabe 
von Namen und Datum der 
Aufnahme auf der Rückseite. 
Das Paßbild darf nicht älter als 
ein Jahr sein. 
(4) Eine beglaubigte englische 
übersetzung der Geburtsur­
kunde des Bewerbers. 
Die Bewerber müssen Gutach­
ten von zwei Professoren bei­
bringen, die über den Charak­
ter und die Fähigkeiten des 
Bewerbers bezüglich des von 
ihm vorgeschlagenen Studiums 
in Großbritannien urteilen 
können. Diese Gutachten kön­
nen entweder in VERSCHLOS­
SENEN Umschlägen den Be­
werbungen beigefügt oder vom 
Gutachter an den British Coun­
eil, Köln, gesandt werden. In 
jedem Falle werden Gutachten 

STRENG VERTRAULICH be­
handelt. Es erleichtert die Ar­
beit des Auswahlausschusses, 
wenn die Gutachten möglichst 
auf Englisch und mit 4 Durch­
schlägen eingereicht werden. 
Architekten müssen Fotoko­
pien ihrer Arbeiten einreichen. 
Bildende Künstler sollten Bei­
spiele oder Fotografien ihrer 
Arbeiten der Bewerbung bei­
legen. Es ist des weiteren von 
Vorteil, wenn sie wenigstens 
einige Originale (z. B. Zeich­
nungen) beilegen. 
Bewerbungen sollten bis spä­
testens 28. November 1975 
beim British Council, 5 Köln 1, 
Bahnenstraße 6, per Einschrei -
ben eingehen. N ach diesem 
Datum eintreffende Bewer­
bungen können nicht mehr be­
rücksichtigt werden. In beson­
deren Fällen können Gutach­
ten bis zum 12. Dezember 1975 
nachgereicht werden. 

Anfragen 
Alle Anfragen in diesen Sti­
pendienangelegenheiten sollten 
an The Bri tish Council, Köln, 
Hahnenstraße 6, oder an die 
oben aufgeführten Büros des 
British Council gerichtet wer­
den. 

Förderungsprogramm . • • 
(Fortsetzung von Seite 7) 
- Immunsystem und Virusin­
fektion, 
- Tumor-Immunologie, 
- Therapeutische Beeinflus-
sung des Immunsystems, 
- Die immunologische Kom­
ponente bei chronisch ent­
zündlichen Erkrankungen. 
Der Senat der Deutschen For­
schungsgemeinschaft hat für 
das erste Jahr des im Früh­
jahr 1975 anlaufenden 
Schwerpunktprogramms 2 Mio 
DM bereitgestellt. 

Wärme- und 
Stoffübertragung bei 
Phasenumwandlungen 
Mit einem neuen Schwer­
punktprogramm fördert die 
Deutsche Forschungsgemein­
schaft die wissenschaftliche 
Untersuchung von "Wärme­
und Stoffübertragung bei 
Phasen umwandlungen ". 

Im Gegensatz zu den soge­
nannten einfachen Systemen 
(Ein- oder Mehrstoffgemische) 
traten bei Untersuchungen 
von Vorgängen mit Phasen-

wechsel, z. B. Sieden, erhebli­
che Schwierigkeiten auf. 
Da die gen aue Kenntnis der 
Wärme- und Stoffübertra­
gungsvorgänge u. a. eine we­
sentliche Voraussetzung für 
die optimale und sichere Aus­
legung von Anlagen und Ap­
paraten im Bereich der Ener­
gie- und Verfahrenstechnik 
bildet, sollen im Rahmen des 
neuen Schwerpunktpro­
gramms die übertragungsvor­
gänge bei gleichzeitigem Pha­
senwechsel untersucht wer­
den. 
Die Untersuchung konzen­
triert sich auf die Fragenkom­
plexe 
a) Sieden, insbesondere in 
Mehrstoffgemischen, 
b) Kondensieren, 
c) übertragung von Flüssig­
keit auf Flüssigkeit, Extrak­
tion, 
d) Schmelzen und Erstarren, 
e) Sublimieren und Desubli­
mieren. 
Der Senat der DFG hat für 
das neue Schwerpunktpro­
gramm für die Jahre 1974 und 
gen für die Erforschung zwi-
1975 3,8 Mio DM bereitgestellt. 
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